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Dietrich Sperling

Gebaute Umwelt und soziales Verhalten

Die Bedeutung der gebauten Umwelt
fiir das Zusammenleben der Menschen

Unser Leben lauft in verschiedenen Funk-
tionsbereichen ab: Wohnen, Arbeiten (Produ-
zieren, Planen, Verwalten), Einkaufen und
Verkaufen, Lernen, Freizeitgestalten, Trans-
portieren von Personen, Giitern und Nach-
richten u. a. mehr. Fiir all diese Zwecke erstel-
len wir Bauwerke, Gebdude und Verkehrswe-
ge, die wir aufeinander beziehen miissen. So
entstehen Wohnviertel, Arbeitsstitten und
Verkehrsnetze. Die einzelnen Bauten und ihre
Zuordnung zueinander ergeben die Stadt oder
das Dorf, die Vorstadt oder aber ein bezie-
hungsloses Neben- und Durcheinander. Sie
sind Ausdruck einer Lebensweise, entspre-
chen einem wirtschaftlichen System und ei-
nem Macht- und Herrschaftsgefiige, sie repra-
sentieren eine Kultur (oder deren ,Fehlen"). Ob
Burg, SchloB, Kirchen oder das Rathaus eine
Stadt ,beherrschen", oder ob dies Banken, Kon-
zernverwaltungen, Fabriken oder Forder-
tirme tun — eine geschichtlich gewachsene
Lebensweise findet in Bauweisen und der An-
ordnung der Bauwerke um StraBen und Plédtze
ihren Ausdruck. Welt- und Menschenbild ei-
ner Zeit und die in ihr bestimmenden Krifte
nehmen in Bauten und ihrem hergestellten
Zusammenhang Gestalt an.

Aber auch das Verhalten der Menschen wird
durch Gebdude und die gebaute Umwelt, in
der sie leben, gelenkt, geformt und bestimmt.
Ob Kinder ein eigenes Zimmer haben, ob dies

zu klein ist, um darin zu spielen, das Wohnzim-
mer zu fein ist fiir das Kinderspiel — dies be-
deutet etwas fiir das Miteinander von Kind
und Eltern und fiir das Aufwachsen der Kin-
der. Doch nicht nur das Wohnen hinter der
Haustiir ist bedeutsam fiir das menschliche
Verhalten, auch die ge- und bebaute Umwelt
der Wohnung ist bestimmend, das Wohnum-
feld, die Nachbarschaft, die Siedlung, das
Stadtquartier, die ganze Stadt und ihre Lage
im Umland zur Landschaft und Natur. Dies al-
les ermoglicht oder verhindert, bestimmt aber
auf jeden Fall Verhaltensformen und Lebens-
weisen der hier wohnenden Menschen.

Die Art der Zuordnung der verschiedenen
,JFunktionen" zueinander kann die tdgliche
Orientierung fiir den einzelnen einfach und
iibersichtlich machen; sie kann aber auch
Miihsal erfordern, viel Zeit verlangen, viele
Kenntnisse und viel Stref, um sich zurechtzu-
finden.

Die bewuBte oder vernachldssigte Gestaltung
der gebauten Umwelt wirkt sich also in den
Menschen und in ihrem Zusammenleben aus.
WohnungsgréBe, Wohnungslage und ihre Zu-
ordnung zu den anderen Bereichen spielen
eine erhebliche Rolle. Diese reicht von dem
Kontakt der Menschen untereinander iiber
die psychischen Bedingungen des einzelnen
bis zum physischen Wohlbefinden und zur Ge-
sundheit des Menschen.

Wir wissen zu wenig iiber die Auswirkungen
der gebauten Umwelt auf das menschliche Verhalten

Unserem Wissen um die grundsitzliche Be-
deutung der gebauten Umwelt fiir die Bedin-
gungen des menschlichen Zusammenlebens
stehen jedoch keine entsprechenden Kennt-
nisse tiber Art und Umfang der Auswirkungen
und iiber die Zusammenhdnge von gebauter
Umwelt und sozialem Verhalten entgegen.

Aber bereits unsere Alltagserfahrung sagt uns,
daB zu kleine, zu enge und zu laute Wohnun-
.gen nervenstrapazierend, die Entfaltungsméog-
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lichkeiten des einzelnen beeintrdchtigend und
der allgemeinen Zufriedenheit abtrdglich sind.
Wir wissen auch, daB die Méglichkeiten des
einzelnen, in solchen Wohnungen oder im
Wohnumfeld solcher Wohnungen Gestaltun-
gen nach eigenen Wiinschen und Vorstellun-
gen vorzunehmen, so gut wie nicht vorhanden
sind. Wir kénnen aber nur ahnen, welche phy-
sischen und psychischen Probleme durch
diese Bedingungen verursacht werden. Als der

- Wiederaufbau unserer Stiadte und die Wachs-
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tumseuphorie der ersten Jahrzehnte nach dem
Krieg tiberall zu groBen Verdnderungen in
den gewachsenen Strukturen gefiihrt haben,
war fiir die meisten, die diese Verdnderungen
durchfiihrten, und fiir die, die von diesen Ver-
anderungen betroffen waren, nicht erkennbar,
welche sozialen Auswirkungen dies haben
wiirde. Die Planung und Gestaltung vieler gro-
Ber Massensiedlungen und ,seelenloser” Vor-
stadte geschah ohne sozialwissenschaftliche
Uberlegungen und Kenntnisse.

Die Klagen tiber die Folgen und eine Diskus-
sion iiber die stadtebaulichen und wohnungs-
politischen Zielvorstellungen setzten erst spa-
ter ein. Sie haben zu einer Ausweitung und In-
tensivierung sozialwissenschaftlicher For-
schung tiber Wohnbediirfnisse und Anspri- |
che der Menschen an ihre gebaute Umwelt ge-
fihrt. Dieser Zusammenhang ist lange ver-
nachldssigt worden. Einige der Ergebnisse die-
ser Forschung méchte ich in den folgenden
Abschnitten ansprechen.

Kurzschliisse: Das Beispiel Kriminalitdt und Hochh&duser

Angesichts des Mangels an wissenschaftli-
chen Arbeiten ist es mancher Kritik sehr
leicht gefallen, Probleme, Fehlentwicklungen
und auch das latent immer vorhandene Unbe-
hagen an einer hochindustrialisierten Gesell-
schaft sehr vordergriindig mit den Folgen ei-
ner verplanten und verbauten Umwelt zu be-
grinden.

Eine dieser haufig vertretenen und irrefiihren-
den Thesen ist die, daB hohe Dichte und Einto-
nigkeit der Bebauung fiir Kriminalitdt und Ge-
walt verantwortlich seien. Dahinter steckt die
Annahme von einem direkten und ungebro-
chenen Zusammenhang von der GroBe be-
stimmter Baukorper mit bestimmtem mensch-
lichen Verhalten. Fiir eine solche Annahme
spricht die Alltagserfahrung von Polizisten in
bestimmten Wohngebieten und vielleicht
auch mancherlei Statistik. Dennoch ist zu fra-
gen: Hangt das Entstehen und das AusmalB
von Kriminalitdt tatsdchlich von der Anzahl
der Geschosse ab? Wiire dies richtig, miiBten
in New York in den Appartementhdusern der
Reichen Verbrechen im gleichen Umfang auf-
treten wie in den Wohnsilos der Armen.

Dieser Hinweis zeigt bereits, daB nicht einfach
die Zahl der Stockwerke entscheidend ist. Sie
wird vielmehr nur wirksam als Siedlungsform
mancher sozialer Gruppen, die in unserer Ge-
sellschaftsform in bestimmte Hochhausviertel
abgedrangt und auf diese als eine Art Getto
verwiesen werden. Es sind also nicht einfach
der Baukérper oder die Siedlungsform des
Hochhauses, die die Bewohner anfdllig ma-
chen. Es ist vielmehr das soziale Milieu, das
auf Wohnformen angewiesen ist, die die Kri-
minalitdt begiinstigen.

Aber auch die These, daB Hochhduser nur der
Ort, nicht aber die Ursache der Verbrechens-
entstehung sind, wire eine unzuldssige Ver-
einfachung: Falls auch andere Tatsachen und
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Voraussetzungen vorhanden sind, kann da's
Leben in einem entsprechenden Hochhausm{-
lieu mit-urséchlich fiir das Auftreten von Kri-

minalitdt sein.

Wohl die meisten ,sozialen Tatsachen" haben
eine Vielzahl von Ursachen, die wiederum in
einem Zusammenhang in sich verflochtener
Wechselwirkungen stehen. Einseitige Be- |
trachtungen sind darum meist falsch. Auch ein
an der Oberfldche auffdllig sichtbares Neben-
einander bestimmter Tatsachen (Hochhaus
und Kriminalitdt) sagt noch nichts aus tber
das Verhiltnis von Ursache und Wirkung.

Bei Untersuchungen von Newmen und Gillis
(siehe Literaturiibersicht im Anhang) iber die
Verbrechenshdufigkeit in verdichteten Wohn- |
gebieten hat sich ergeben, daB soziales Fehl-
verhalten und Kriminalitdt nicht so sehr durch
die vielen Menschen auf engem Raum, son-
dern in den untersuchten Fillen vor allem
durch die vielen unkontrollierten, schwer zu
iiberwachenden Korridore und Nischen der
Hochhduser begiinstigt wurden. Es waren also
bestimmte Gestaltungsprinzipien der Hoch-
hiduser — und nicht die Hochhduser selbst —,
die giinstige ortliche Bedingungen fiir be-
stimmte Straftaten geboten haben. Die Frage
bleibt offen, ob diese Straftaten bei Fehlen die-
ser Bedingungen nicht an einem anderen Ort
begangen worden wdéren.

Bei der Frage nach dem Zusammenhang von
gebauter Umwelt und menschlichem Verhal-
ten muB also vor Vereinfachungen gewarnt
werden. Andererseits soll dadurch die Wir-
kung von Bauwerken und ihre Zuordnung auf
unser Verhalten nicht in Zweifel gezogen wer-
den.

Kurzschliissig ist dabei auch der Glaube an
menschliche Naturkonstanten: Menschliche
Bediirfnisse wandeln sich im Laufe der Ge-

4



schichte. Was friiher {iberfliissig war und un-
" méoglich erschien, ndmlich jedem Kind ein ei-
genes Zimmer zu verschaffen, gilt heute als
nahezu selbstverstindliche Notwendigkeit.
Das Lernen fiir andere Berufe, als die Eltern
sie ausiibten, in anderen Schulen und mit an-

Was

Es gibt Theorien, die Architektur und Stadtge-
staltung an menschlichen ,Bediirfnissen"
orientieren wollen, die sie an dem Beispiel be-
stimmter Tierarten gewonnen haben. So gibt
es die Annahme der ,biologisch” festgelegten
Lebensrdume und notwendigen Mindestab-
stande (Fluchtdistanz). Aus der Raumbindung
von Tieren ist dann auf die Raumbediirfnisse
von Menschen geschlossen worden. Auch dies
halte ich im Ansatz schon fiir kurzschliissig:
Sollen wir unser Menschenbild eher an dem
sein Revier durch Gesang markierenden und
verteidigenden Zaunkénig oder am Hiihner-
stall und seiner Hackordnung anlehnen?

Statt allzu einfacher Ableitung von Bediirfnis-
sen sollten wir behutsamer nach den Bedin-
gungen fragen, welche die Umweltgestaltung
fiir menschliches Zusammenleben und damit
das Verwirklichen von Wertvorstellungen ge-
setzt hat und setzt.

In extremen Wohnsituationen mit einer star-
ken Uberbelegung der Raume sind Stérungen
des menschlichen Zusammenlebens unbe-
streitbar. Die Spannbreite der Folgen reicht
von Apathie bis zu ungesteuerter Aggressivi-
tat. Andererseits wird von vielen Forschern
die Frage nach den Wirkungen von Dichte
und Enge trotz einer Vielzahl empirischer Stu-
dien noch als weitgehend offen betrachtet. Die
Befunde tiber die Zusammenhange von Wohn-
dichte und physischen wie psychischen
Krankheiten und sozialer Desorganisation
sind bei genauer Betrachtung nicht eindeutig.
Die Héufigkeit solcher Phanomene ist zwar in
bestimmten geographischen Gebieten, etwa
innerstadtischen Slums und Gettos, oft héher
als in anderen Gebieten. Doch existiert in die-
sen Gebieten zugleich auch eine Haufung von
vielen anderen, wirtschaftlichen, sozialen und
personalen Belastungen, die einen eigenen
EinfluB auf pathologisches Verhalten haben.
Deshalb kann davon ausgegangen werden, daB
nicht Dichte allein zu StreBwirkungen fiihrt,
sondern das zumindest einige soziale und per-
sonale Faktoren hinzutreten miissen, damit
Dichte als Belastung und StreB wirksam wird.
Allerdings erfordert die Dichte von vornher-
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deren Mitteln, als die Eltern sie kannten — all
das macht fiir den Lernenden das eigene Zim-
mer notwendig. Wer es nicht hat, mufl an dem
Mangel leiden, auch wenn die menschliche
«Natur" den eigenen Raum nicht erfordert; un-
sere Gesellschalit tut es.

die Forschung bisher erbracht hat

ein mehr Disziplin, mehr Regelungen und Or-
ganisation, also auch mehr Kontrolle.

AufschluBireich fiir die stadtebauliche Planung
scheinen zum Beispiel Untersuchungen zu
sein (Amick und Kviz 1974), bei denen niedrig-
geschossige Wohngebiete und Hochhausge-
biete hinsichtlich des Grades an Entfremdung
bzw. sozialer Integration der Bewohner mit-
einander verglichen wurden. Als Indikator fiir
Entfremdung und Integration sind in diesen
Studien Befragungsdaten benutzt worden, aus
denen sich schlieBen lieB, in welchem AusmaB
die Bewohner glaubten, auf die Verhdltnisse in
ihrem engeren Wohnbereich selbst aktiv Ein-
fluB nehmen zu kénnen. Das Ergebnis: Es er-
gab sich eine erheblich stdrkere Entfremdung
und geringere Integration unter den Hoch-
hausbewohnern als unter den Bewohnern ver-
dichteter Flachbausiedlungen, wéhrend die
Bewohner von sehr locker bebauten Siedlun-
gen aus freistehenden Familienhdusern eben-
falls relativ hohe Entfremdungswerte aufwie-
sen.

Es hat sich gezeigt, daB die soziale Integration
unter den Bewohnern abgenommen hat, je
mehr Wohngeschosse iibereinander gestapelt
waren. Umgekehrt war die Integration in Ge-
bieten mit gleicher Wohnungsdichte um so
groBer, je dichter die Grundstiicke bebaut wa-
ren, also je geringer der Abstand zwischen den
einzelnen Gebduden war.

Der ,verdichtete Flachbau", bei dem Gescholi-
zahl und Wohnungsdichte relativ niedrig und
zugleich die bauliche Grundstiicksausnutzung
hoch ist, hat sich also als wesentlich integra-
tionsférdernder erwiesen als die traditionelle
Siedlung aus freistehenden Einfamilienhdu-
sern.

Ebenfalls von Interesse sind Untersuchungen
tiber architektonische Formen. Desor (1972)
hat durch Experimente mit Modellraumen
herausgefunden, daB durch die drei architek-
tonischen Elemente Raumteiler, Zahl der
Tiiren und Dimensionierung das Erschei-
nungsbild eines Raumes als ,beengt" stark ma-
nipuliert werden kann. In rechteckigen, mehr-
fach unterteilten Raumen, mit wenigen Tiiren
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in den Raumteilern, konnten mehr Leute un-
beengt Platz finden als in quadratischen, nicht
unterteilten Raumen oder in unterteilten Rau-
men mit vielen Tiiré6ffnungen.

Damit wurde wie in anderen Untersuchungen
das bestatigt, was jeder Architekt weiB und be-
riicksichtigen sollte: Es kommt nicht auf die
reine Quadrat- oder Kubikmeterzahl eines
Raumes an, sondern auf Abstdnde und Dimen-
sionen, auf Material und duBere Gestaltung.

Manche Wissenschaftler gehen soweit und sa-
gen: Die Wahrnehmung einer raumlichen Si-
tuation als eng und dicht muB keineswegs mit
einem ,Sich-beengt-Fiihlen" gekoppelt sein.
Viele Untersuchungen der hier genannten Art
sind allerdings urspriinglich von beobachte-
tem Tierverhalten unter dhnlichen, raumlich
stark beschriankten Bedingungen ausgegan-
gen. Neuere Forschung geht davon aus, daB
der Mensch in jeder Situation versucht, seine
Umwelt so einzurichten, daB sie ihm ein Maxi-
mum an Wahlfreiheit bietet. Teilt man diese
Ansicht, dann sollte die gestaltete bauliche
Umwelt des Menschen nicht nur jeweils zu ei-
nem Zweck nutzbar, sondern so beschaffen
sein, daB sich Menschen frei bewegen und
orientieren und veschiedene Nutzungsan-
spriiche verwirklichen kénnen. In diesem
Sinne wiren dann Dichte und Enge kein Pro-
blem des notwendigen Fluchtabstandes, son-
dern vielmehr auch unter dem Aspekt der
Kommunikation und der verschiedenen Nut-
zungsmoglichkeiten zu betrachten.

Sich ,Wohlfiihlen" in der Wohnung und in ih-
rem Umfeld setzt Vertrautheit voraus. Die be-
rihmten Tante-Emma-Liden boten noch die
Méglichkeit, eine persénliche Beziehung zwi-
schen Verkaufendem und Einkaufenden zu
entwickeln. Die  Selbstbedienungssuper-
markte am Stadtrand wirken da in eine andere
Richtung. Wenn die Méglichkeiten zur Kon-
taktaufnahme und zur Kommunikation als
notwendige Grundlagen von Solidaritit einge-
schrankt werden, trifft dies zuerst die Kinder,
die Alten, dann aber auch die Erwachsenen.

Viele Wohnquartiere bieten einen gleicharti-
gen Anblick und besitzen keine Stdtten des
gemeinsamen Erlebens ihrer Bewohner mehr.
Sie haben damit auch keine ,Unverwechsel-
barkeit" gegeniiber anderen Wohnquartieren.
Wie sollen da Gemeinschaftsgefiihl und Ge-
fihle fir die StraBe, das Viertel oder die Stadt
entstehen? Solche duBeren Umstdnde tragen
zur Gleichgiiltigkeit bei, sie verhindern Akti-
vitdt, Beteiligung und Solidaritat.

Wo die sinkende Qualitdt des Wohnumf{eldes
die Biirger in die ,eigenen vier Wande" treibt,
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leiden auch die Gemeinsamkeit und die Ge-
meinschaft.

Solche Fragen stellen sich nicht nur bei neuen
Siedlungen, sondern ganz besonders dringend
bei Sanierungen, bei dem Versuch, alte Wohn-
gebiete zu erhalten oder zu verbessern. Die In-
terpretation des dazu vorliegenden Materials
ist jedoch schwierig. In Studien {iiber die so-
ziale Lebenswelt in alten Wohnquartieren und
iiber Reaktionen auf Verluste der gewohnten
Umgebung und .iiber Anpassungsprobleme
.umgesetzter” Haushalte wird klar, daB wirt-
schaftliche, soziale, psychische und auch
raumliche Faktoren eng miteinander ver-
kniipft sind. Fest steht jedoch: Die spezifischen
Strukturen alter Wohngebiete sind fiir ihre
einkommensbenachteiligten Bewohner bei
der Bewiltigung ihrer sozialen Lage hilfreich.
Als Antwort auf die materiell hinderlichen Be-
dingungen (niedriges Einkommen, schlechte
Wohnungsversorgung) wird in solchen Gebie-
ten oft ein emotionales, subkulturrelles’ Bezie-
hungssystem entwickelt, das zum ,sozialen Be-
sitz" der Bewohner gehort. Dies erkldrt den
Widerspruch, daB mit der baulichen Sanierung
und Verbesserung solcher Viertel eine Ver-
schlechterung der Lebensbedingungen der Be-
wohner eintreten kann, wenn nur eine bauli-
che Verbesserung der Wohnungssituation an-
gestrebt wird.

Deshalb laBt sich fiir die sozial benachteiligten
Bewohner solcher Viertel feststellen: Das
Wohngebiet ist vor allem der Ort wichtiger so-
zialer Beziehungen. Sie helfen die anderen Be-
nachteiligungen auszugleichen.

Mit der sozialen Einbindung in das Wohnge-
biet nehmen die Bewohner in ihrem Erleben
der rdaumlichen Umwelt eine Reihe von Grenz-
ziehungen vor, deren Durchldssigkeit mit zu-
nehmender Entfernung von der eigenen Woh-
nung abnimmt. Als die eigentliche Heimat
wird von den meisten Bewohnern nur ein rela-
tiv kleiner Bereich um die Wohnung herum
erlebt. Trotzdem haben sie in den meisten Fal-
len auch ein Gefiihl der Vertrautheit mit dem
iibrigen Gebiet. Hingegen werden Bereiche
auBerhalb des Wohngebietes als eine andere
Welt erlebt. Zahlreiche Kristallisationspunkte
im Wohngebiet wie Laden und Handwerks-
betriebe in stddtischen Quartieren mit mas-
siertem Mietwohnungsbau sowie Garten, Stél-
len, Schuppen und halboffentlichen Zonen in

“alten Siedlungen mit mehr Freiflichen begiin-

stigen den Aufenthalt im Freien und erleich-
tern zwanglose Kontakte.

Geringer Planungshorizont, geringe Lebens-
perspektiven sowie Unsicherheit gegeniiber
der AuBenwelt fiihren bei Bewohnern mit
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niedrigem sozio-6konomischen Status dazu,
daB sie in besonderem MaBe auf duBlere Stabi-
litdt, auf gewohnheitsmaBiges Verhalten und
feste Orientierung nicht zuletzt auch in ihrer
raumlichen Umwelt angewiesen sind. Die Ver-
trautheit mit dem umgebenden Raum verleiht
ein Gefiihl rdumlicher Identitat, das bei Ver-
lust des Wohngebietes zerstort wird.

Aus diesen Untersuchungsergebnissen erge-
ben sich die praktischen SchluBfolgerungen:

Bei Sanierungen sollten die notwendigen ,Um-
setzungen” innerhalb des Quartiers vorgenom-
men werden. Eine unter Umstédnden notwen-
dige ,Ausquartierung” sollte mdglichst kurz
sein. Wenn ein Verbleiben im gewohnten
Quartier nicht méglich ist, sollte der neue
Wohnort in einem Quartier mit dhnlicher
Struktur liegen. Das Erhalten bestehender
Hausgemeinschaften oder Bekanntenkreise
sollte, wenn es gewiinscht wird, moglich
sein.

Es besteht weiterer Forschungsbedarf

Es mangelt uns noch immer an Grundlagen-
wissen tiiber psychische Krankheiten, ihre
rdaumliche Verteilung und den EinfluB der
Wohnbedingungen auf sie, ,Harte" Aussagen
dazu zu erarbeiten, ist aufgrund der vielen Be-
dingungen, die hier eine Rolle spielen, sicher-
lich sehr schwierig. Andererseits neigen Ar-
chitekten und Ukonomen noch oft dazu, sozio-
logische, psychologische und auch medizini-
sche Erkenntnisse mit leichter Hand abzutun.
Die einen bauen, die anderen finanzieren —
und die 6konomischen Zwénge sind heute so
groB, daB im Spannungsfeld zwischen Bauen
und Finanzieren alle anderen Gesichtspunkte
nur als stérend empfunden werden. Dennoch
glaube ich, daB hier noch viele Fragen wissen-
schaftlich angegangen werden miissen, wenn
wir die Lebensbedingungen in den Wohnun-
gen und ihrem Umfeld nicht nur statistisch,
sondern vom Lebensgefiihl der Bewohner her
verbessern wollen. Dies betrifft nicht nur die

Grundsatzfragen (was sind eigentlich genau
.gesunde Wohnbedingungen"?), sondern auch
Fragen, die sich an der veranderten Aufgaben-
stellung der Stddtebaupolitik orientieren miis-
sen. Welche Probleme sich u.a. bei der ver-
stirkten Hinwendung zur Erhaltung vorhan-
dener Substanz stellen, ist im letzten Ab-
schnitt angeklungen.

Es ist z.B. immer noch schwierig, fir alte
Wohngebiete Bestandserhaltungsziele zu for-
mulieren, die an der Geschichte des Gebietes
und der Lebenswirklichkeit seiner Bewohner
ankniipfen.

Einen wichtigen Stellenwert nehmen im Rah-
men der Klirung dieser Fragen auch Modell-
baumaBnahmen und praktische Experimente
ein. Sie sind notwendig, wenn die 6ffentlichen
Hénde bei ihren MaBnahmen gezielter und
den Bediirfnissen der Betroffenen angepalter
handeln sollen.

Menschliche Wohnungsbedingungen und die Politik

Die Demokratie beruht auf der Freiheit des
einzelnen, sie braucht die Solidaritdat im Mit-
einander dieser einzelnen und kann nur beste-
hen, wenn Gerechtigkeit bei der Verteilung
von Vor- und Nachteilen, von Giitern und La-
sten besteht. Wirklichkeit werden diese
Werte nicht in Paragraphen, sondern nur in
sozialen Abldufen, die fiir alle nicht durch Dul-
dung der Herrschaft anderer, sondern nur un-
ter Beteiligung an der Machtausiibung durch
alle gesichert werden.

Dies bedeutet: Jeder einzelne muf} die Fédhig-
keit zum Mitgestalten erwerben. Individuali-
tit und Bereitschaft zum Miteinander sind
nicht ,Naturgaben", die mit der Geburt erwor-
ben sind. Sie sind bestenfalls Anlagen, die
durch Lernen entfaltet werden kénnen, oder
Fahigkeiten, die erworben werden.

r;

Deshalb muB unsere Frage lauten: Sind Woh-
nungen und ihr Umfeld unter heutigen Bedin-
gungen ein glinstiger Lernort fiir Selbstentfal-
tung und ihre Verwirklichung im Miteinan-
der? Sind sie es nur fiir die eigene vermeint-
lich Freiheit oder auch fiir die Freiheit der an-
deren?

Der Wohnwunsch der meisten Biirger geht
heute nach einem Einfamilienhaus mit eige-
nem Garten. Dies wird nicht nur als ein Zug in
eine ,eigene’, sondern auch in eine scheinbar
selbst geplante und gestaltete Umwelt angese-
hen.

GrundriB und Umfeld einer Mietwohnung ent-
ziehen sich der Gestaltung durch ihre Benut-
zer. Ein Mieter kann sich seine Wohnung nur
durch Méblierung zu eigen machen; denn Bau-

B 10



herr ist ein anderer, den die Niitzlichkeit des
Grundrisses fiir menschliches Leben weniger
interessiert als die rentierliche Vermietbar-
keit. Wer die Gestaltungskraft von Menschen
herausfordern will, muB Unfertiges anbieten.
In noch verdanderbaren Baukorpern ist wirk-
lich Lernstoff fiir die Selbstverwirklichung
enthalten. Dieser Forderung nach Flexibilitat
wird hdufig die geringe Zahl der erfolgten
Verdnderungen in den Versuchsbauten entge-
gengehalten. Doch zeigt die Beobachtung tiber
laingere Zeitrdaume hinweg ein erhebliches
MaB an Umbau innerhalb der Wohnung, vor-
ausgesetzt, die Zahl der Quadratmeter und die
Zahl der Nutzer lassen eine unterschiedliche
Gestaltung des Grundrisses iiberhaupt zu.

DaB der Zustand kleiner Wohnungen auch bei
flexibler Bauweise wenig verdndert wird, ist
kein durchschlagendes Argument gegen die
Forderung und Foérderung der von ihren Nut-
zern gestaltbaren Wohnbauten. Ich glaube,
daB so manche Kritik hier vom (legitimen)
Standesinteresse der Architekten gendhrt
wird.

Im Wohnungsbau gibt es seit einiger Zeit al-
ternative Konzepte, die versuchen, den Be-
wohnern Handlungsspielrdume zu schaffen
und Moéglichkeiten bei der Gestaltung und
Nutzung ihrer Wohnung einzurdumen. Diese
Vorstellungen haben das Ziel, durch eine Be-
teiligung der Bewohner am Planungs- und
BauprozeB bestimmte typische Mingel zu mil-
dern oder zu vermeiden und die Eigeninitia-
tive und den Erfindungsreichtum der Bewoh-
ner anzuregen. Die Beschrinkungen liegen
beim Mietwohnungsbau auf der Hand: Sie lie-
gen in der nicht verdnderbaren GréBe der Ge-
samtfliche der Wohnung und in der relativ ge-
ringen Zahl méglicher GrundriBvarianten.

Zum anderen gibt es Uberlegungen zur Pla-
nungsbeteiligung, wie sie von einigen Planern
und Initiativgruppen entwickelt worden sind.
Es hat sich gezeigt, daB innerhalb eines be-
grenzten Rahmens die von den Planern und
den kiinftigen Bewohnern gebildeten Initiativ-
gruppen in der Lage sind, eigene Pline zu ent-
wickeln (Beispiel: Wohnmodell Steilshoop in
Hamburg).

Die Entwicklung der flexiblen Wohnungs-
grundrisse ist auch durch zwei Wettbewerbe
(flexible Wohnungsgrundrisse" und Ele-
menta 72') vom Bundesbauministerium gefér-
dert worden. Beide Konzepte — die Beeinflus-
sung der PlanungsmaBnahmen durch Nutzer-
Initiativgruppen und die Verbesserung der
Verfligungsmoglichkeiten innerhalb der Woh-
nung bei Bauten mit flexiblen Wohnungsgrund-
rissen — sind als erste Schritte zur Erweite-

B 10

rung der Handlungsspielraume der Bewohner
zu sehen.

Der heute 50jdhrige kann sich noch an seine
Kindheit erinnern: Er spielte — auch in der
Stadt — auf StraBen mit nur wenigen fahren-
den und noch weniger abgestellten Autos.
Zwar waren damals weder ein eigenes Zim-
mer und noch nicht einmal immer ein eigenes
Bett fiir Kinder die Regel, aber dem Spiel au-
Berhalb der Wohnung waren im Vergleich zu
heute wenig Grenzen gesetzt. Besonders ange-
legte Spielpldtze, die sich Kinder mit den Hun-
den teilen miissen, waren nicht notwendig.
Man fragt sich, ob sie heute ersetzen konnen,
was der motorisierte, stehende und flieBende
Verkehr den Kindern als Spielraum wegge-
nommen hat. Welche Abenteuer kénnen Kin-
der in unserer Umwelt noch bestehen, ohne
den Eltern wegen Gefdhrdung im StraBenver-
kehr oder durch Stérung von Nachbarn Angst,
Sorge und Arger zu bereiten? Sind dies die
Lernbedingungen fiir spater selbstbewuBte
und riicksichtsvolle Menschen?

Die Niederldnder haben mit dem Bau und der
Anlage von ,Wohnhofen" statt Durchfahrts-
straBen mit Wohnbebauung einen anderen
Weg gewiesen. Der Umbau und die Umgestal-
tung von StraBen unter Beteiligung der An-
wohner haben diesen ,Raum" der einseitigen
Nutzung durch den Autoverkehr entzogen
und ihn als sozialen ,Erlebnisraum" fiir alle Ge-
nerationen zuriickgewonnen. ,Verkehrsberu-
higung" fiihrt zur gleichberechtigten Nutzung
der StraBe durch alle ,Verkehrsteilnehmer’
und verlangt damit gegenseitige Riicksicht-
nahme — vorrangig aber gegeniiber dem
Schwicheren. ;

Solche verkehrsberuhigten StraBen bieten vor
allem den Kindern einen gréBeren Erlebnisbe-
reich, als er in den begrenzten Méglichkeiten
einer Mietwohnung zur Verfiigung steht. In
solchen StraBen kénnen Kinder wieder ganz
selbstverstdandlich die soziale Vielfalt eines
stiadtischen Lebensraumes kennenlernen. Es
werden die Voraussetzungen verbessert, auf
natiirliche Weise mitmenschliches Verhalten
bis hin zur gegenseitigen Riicksichtnahme
und vielleicht sogar bis hin zur Solidaritdt mit
Schwicheren ,einzuiiben'. Hier lassen sich
leichter Méglichkeiten zur Kontaktaufnahme
und zur Kommunikation als eine notwenige
Voraussetzung von gegenseitigem Verstind-
nis {inden.

Auch in der Bundesrepublik ist das Interesse
an MaBnahmen der Verkehrsberuhigung
sprunghaft angestiegen. Die Anregungen sind
von vielen Gemeinden mit groBem Engage-
ment aufgenommen worden, gelegentlich hat
auch das Engagement der Biirger das Inter-
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esse der Gemeinde unterstiitzt. Durch eine
Anderung des StraBenverkehrsgesetzes sind
mittlerweile die rechtlichen Voraussetzungen
zur Einfihrung von verkehrsberuhigten
Wohnbereichen verbessert worden.

Es wird in den kommenden Jahren eine be-
deutende Aufgabe der Stddtebaupolitik blei-
ben, den Handlungsspielraum und den Erleb-
nisbereich im Wohnumfeld fiir alle Bewohner
zu steigern. Zu diesem Problemkreis gehort
nicht nur die Verkehrsberuhigung, sondern
auch eine intensive Griin- und Freiflichenpla-
nung. Restflaichen mit ,Dekorationsgriin’, die
bei der 6konomisch ausgerichteten Fldchen-
nutzung iibrig bleiben, konnen schon aus 6ko-
logischen Griinden nicht gentigen. Es miissen
zusammenhdngende Freiflichenkonzepte ent-
wickelt werden, die allen Biirgern mehr ,Frei-
raum" bieten. Gerade bei dem behutsamen
Umbau bisher benachteiliger Altstadtquar-
tiere hat die Schaffung von Freifldchen grofe
Bedeutung fiir die Verbesserung des Wohn-
umfeldes.

Ein weiterer Problembereich: In unseren Stad-
ten nimmt die ,soziale Segregation’, die ,so-
ziale Entmischung" zu. Die Gruppen unserer
Gesellschaft riicken auseinander: Studenten,
dltere Menschen, Gastarbeiter wohnen in an-
deren ,Quartieren" als die erwerbstdtige Mit-
telschicht mit ihren (wenigen) Kindern. Kran-
kenhduser haben Krankheit, Geburt und Tod
aus der Lebensumwelt von Kindern verbannt,
das Auseinanderriicken von Arbeitspldtzen
und Wohnungen lieB die Berufstdtigkeit der
Eltern unsichtbar werden. Fiir ihr Lernen gibt
es besondere Statten: Kindergdrten und Schu-
len. Kinder lernen weniger als frither durch ei-
genes Erleben andere soziale Gruppen und an-
dere Lebenssituationen kennen. Die gebaute
Umwelt engt also den sozialen Erfahrungs-
spielraum der Kinder sehr stark ein — nicht
nur aus diesem Grunde ist eine Gettobildung
jeder Art problematisch.

Die Wohn- und Erlebnisqualitdt von Stddten
hat in den letzten Jahren zunehmend mehr 6f-
fentliche Aufmerksamkeit gefunden. Diese
Aufmerksamkeit hat die politische Bedeutung
der Probleme erhéht. Nachdem der Woh-
nungsmangel fiir die iiberwiegende Mehrzahl
der Bundesbiirger als tiberwunden gelten
kann, erhdlt die Baupolitik neue Themen:
Stadtumbau, Sanierung und Modernisierung.

Wir wissen, daBB wir nicht fiir ein geschlosse-
nes Weltbild, nicht fiir unbefragte absolute
Herrschaft, nicht fiir unwandelbare Sozialver-
hdltnisse Bauwerke und Stadtgefiige planen,
sondern daB fiir eine vorhandene Wohnwelt,
ihr Umfeld und fiir die Verkehrswege zu den
anderen Statten, zur Erfiillung lebenswichti-
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ger Funktionen ,Umbau" betrieben werden
muB. Das Wuchern der klassischen Einfami-
lienhaussiedlungen ist keine wirtschaftlich
und 8kologisch tragbare Losung. Die Stddte, in
denen die Eigenheimer der Vorstadte nur Ar-
beitsleistung gegen Einkommen und dieses
gegen Waren und Dienstleistungen tauschen,
gehen an dieser Entwicklung zugrunde.

Stadtumbau fiir besseres Wohnen steht auf
der Tagesordnung. Er erfordert sicher auch
neue Paragraphen im Verkehrsrecht — aber
er braucht dringlicher als Paragraphen die Be-
reitschaft der Biirger, in den verbliebenen
Wohnvierteln in gemeinsamen Anstrengun-
gen an der Umgestaltung ihrer alltdglichen Le-
bensumwelt mitzuwirken, so daBB sie wohnli-
cher und anziehender wird.

In diesem Zusammenhang hat auch das ,Stadt-
haus" seine Funktion. Ich glaube, daB die Idee
des verdichteten Bauens von individuell ge-
stalteten Einfamilienhdusern auf kleinen
Grundstiicksflachen in den innerstidtischen
Bereichen sich weiter durchsetzen wird. Das
Stadthaus ist sicherlich keine Patentlésung,
aber die positiven Erfahrungen, die im Aus-
land und auch schon in der Bundesrepublik
mit diesem Konzept gemacht worden sind,
sprechen dafiir, daB durch das Stadthaus auch
das Wohnen von Familien mit Kindern in-
nerhalb der Stadt wieder attraktiv werden
kénnte. '

Die Erhaltung alter Gebdude ist dabei nicht
nur Nostalgie: Runzeln im Antlitz der Strafe,
in der man zu Hause ist, machen die .Eigenart,
das Unverwechselbare aus. Betonwinde und
Fensterreihen bringen nicht die Unterscheid-
barkeit, die ein ,Heimatgefiihl" braucht.

Sich heimisch machen in den Stdadten kénnen
die Biirger nur selbst. Biirgerbeteiligung muB
daher grofBgeschrieben werden. Die aufmerk-
samen Stadteltern schaffen die Moglichkeit,
daB die Wohnenden sich auch das Wohnum-
feld zueigen machen. Dies geht allerdings
nicht, wenn es nur im wesentlichen Abstell-
und Bewegungsflache fiir Autos ist. Wo Nach-
barn vor allem nur lernen, einander im Ver-
kehr auszuweichen, wo das eigene Auto un-
vermeidlich Vorrang vor dem fremden Kind
hat, sind die Voraussetzungen fiir das Leben in
demokratischen Werten deshalb leicht zu ver-
bessern, weil sie derzeit so schlecht sind. Es ist
keine Autofeindlichkeit, wenn man meint, daB
menschliches Miteinander eher wachst, wo
dem motorisierten Verkehr sein Vorrang ge-
nommen wird. StraBen haben friiher in Stédd-
ten und Dérfern soziale Funktionen erfiillt, die
dann von einem Verkehr verdriangt wurden,
den ein ,autogerechter StraBenbau” auch noch
verstarkt und beschleunigt hat.
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Die pluralistisch angelegte Wertordnung der
Demokratie braucht nicht so sehr reprdsenta-
tive Bauten. Sie braucht die Vielzahl einzelner
Biirger, die nicht fiir ihren Riickzug ins Private
bauen, sondern die eine nur gemeinsam zu
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Uwe Wullkopf

Wohnungsbau und Wohnungsbaupolitik
in der Bundesrepublik Deutschland

I. Entwicklung des Wohnungsbaus seit dem Kriege

1. Grundlagen

Im Zweiten Weltkrieg war knapp ein Viertel
des Wohnungsbestandes im Bundesgebiet zer-
stért worden; die GroBstadte waren davon be-
sonders betroffen'). Auerdem muBten wdh-
rend der ersten zehn Nachkriegsjahre ca. 12.5
Mio. Fliichtlinge untergebracht werden ?). Die-
sen konnten in den GroBstddten am ehesten
Arbeitsplatze geschaffen werden. So war
schon damals in den GroBstddten die Woh-
nungsnot am gréBten, und es mubBten so rasch
wie méglich Mietwohnungen gebaut werden.
An Eigentumsbildung oder marktmaBige Er-
richtung von Mietwohnungen in groBem Um-
fange war nicht zu denken: Der Kapitalmarkt
lag nahezu brach; die wenigen vorhandenen
Kapitalmarktmittel fanden attraktivere Anla-
gemoglichkeiten in der Industrie und im Han-
del. Ein rascher Wiederaufbau auf rein markt-
wirtschaftlicher Grundlage (z.B. nach dem
.klassischen Finanzierungsschema": 60% I. Hy-
pothek, 20 % II. Hypothek, 20 % Eigenkapital %))
kam daher nicht in Frage.

Nachdem 1949 schon die Linder ein intensi-
ves Forderungssystem entwickelt hatten,
wurde mit dem 1. Wohnungsbaugesetz
(WoBauG) vom 24. 4. 1950 (BGBI S. 83) bundes-
einheitlich ein Rahmen fiir die Wohnungsbau-
forderung gesetzt. Dieser Rahmen wurde dann
von den Bundeslindern durch Forderungs-
richtlinien ausgefiillt. Nach § 1 dieses Geset-
zes i.d. F.vom 25. 8. 1953 (BGBI I S. 1047) wurde
der Wohnungsbau als 6ffentliche Aufgabe de-
finiert: ,Bund, Lander, Gemeinden und Ge-
meindeverbande haben den Wohnungsbau
unter besonderer Bevorzugung des Baues von

') Vgl. z. B. Hans K. Schneider und Rolf Kornemann,
goziale Wohnungsmarktwirtschaft, Bonn 1977,
1o

?) Vgl. z. B. Walter Knauer, Tragbare Mieten als
wohnungspolitische Zielsetzung. Untersuchung ih-
rer Begriindung, ihrer Wirkungen und Konsequen-
zen, Tibingen 1968, S. 7.

) Dies war vor dem Ersten Weltkrieg die Regel.
Vgl. Heinrich Jaschinski und Magda Klein, Finan-
zierung des Wohnungsbaus, in: Handwérterbuch
des Stddtebaus, Wohnungs- und Siedlungswesen,
2. Bd,, Stuttgart 1959, S.610.
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Wohnungen, die nach Gré8e, Ausstattung und
Miete (Belastung) fiir die breiten Schichten
des Volkes bestimmt und geeignet sind (sozia-
ler Wohnungsbau), als vordringliche Aufgabe
zu férdern..."

Insgesamt wurden drei Arten des Wohnungs-
baus unterschieden:

1. der offentlich geférderte Wohnungsbau,
2. der steuerbegiinstigte Wohnungsbau und
3. der frei finanzierte Wohnungsbau.

Der éffentlich geférderte Wohnungsbau (also
der soziale Wohnungsbau im engeren Sinne)
erhielt einen hohen Betrag an &ffentlichen
Darlehen; es ergab sich zundchst, in den fiinf-
ziger Jahren, etwa folgendes Finanzierungs-
schema: Erste Hypothek: 25 bis 30 % der Ge-
samtkosten, 6ffentliche Darlehen: 45 bis 50 %
der Gesamtkosten, Eigenkapital und sonstige
Mittel der Restfinanzierung: 20 bis 30 % der
Gesamtkosten ).

Der ,Preis" fiir diese starke 6ffentliche Subven-
tionierung bestand fiir die Bauherren darin,
daB sie dafiir auch eine Reihe von Bindungen
eingehen mubBten:

— Belegungsbindungen bei der Besetzung
der Wohnungen (Wohnraumbewirtschaf-
tung),

— Mietpreisbindungen (Prinzip der Kosten-
miete, im einzelnen definiert in einer Berech-
nungsverordnung %)),

— verstdrkter Kiindigungsschutz,

— planungsmabBige, bauwirtschaftliche und
bautechnische Bestimmungen (z. B. hinsicht-
lich der GroBe und Ausstattung der Wohnun-
gen) bei der Errichtung der Wohnungen.

Diese Bindungen waren beim steuerbegiin-
stigten Wohnungsbau erheblich lockerer:
zehnjdhrige Grundsteuervergiinstigungen,
(linderweise) Grundsteuerbefreiungen und

1) Vgl. Heinrich Jaschinski und Magda Klein, Fi-
nanzierung des Wohnungsbaus, in: Handworter-
buch des Stddtebaus, Wohnungs- und Siedlungswe-
sens, 2. Bd, Stuttgart 1959, S.612.

) Zur Zeit gilt die II. Berechnungsverordnung
(I. BV) i.d. F. vom 18.7. 1979 (BGBI I S. 1077).
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Gebiihrenbefreiungen wurden gewdhrt, wenn
bestimmte Wohnflachengrenzen nicht tiber-
schritten wurden.

Beim freifinanzierten Wohnungsbau waren
schlieBlich lediglich erhéhte Abschreibungen
nach §7b Einkommensteuergesetz (EStG)
moglich; es gab keine besonderen Bindun-
gen.

2. Die Entwicklung des offentlich geforder-
ten (sozialen) Wohnungsbaus

In §1 des WoBauG war in der Fassung von
1950 das Ziel gesetzt worden, von 1951 bis 1956
1,8 Mio. Wohnungen zu errichten. Dieses Ziel
wurde in der Fassung von 1953 auf 2 Mio.
Wohnungen erhéht. Der tatsdchliche Erfolg
ibertraf diese Zielsetzung bei weitem: von
1951 bis einschl. 1956 wurden 3,1 Mio. Woh-
nungen errichtet, darunter 1,8 Mio. 6ffentlich
geforderte Sozialwohnungen. Fiir diese Sozial-
wohnungen bestand eine Belegungsbindung:
wohnberechtigt (bei Einzug) waren alle Versi-
cherungspflichtigen (und ' nicht Versiche-
rungspflichtige, deren Jahreseinkommen die
Versicherungspflichtgrenze in der Rentenver-
sicherung der Angestellten nicht iiberstieg),
vorzugsweise aber Vertriebene und Kriegs-
sachgeschddigte.

Beim I. WoBauG stand die Beseitigung der
Wohnungsnot durch den méglichst schnellen
Bau von moglichst vielen Wohnungen im Vor-
dergrund. In der Folgezeit d@nderten sich die
Adressaten der Férderung, das Finanzierungs-
schema und auch die Gesamtbeurteilung der
Wohnungspolitik als 6ffentliche Aufgabe. Im
[I. WoBauG vom 27.6. 1956 (BGBI I S.523)
wurde von der Zielsetzung eines allgemeinen
Wohnungsbaus fiir jedermann insofern abge-
wichen, als Prioritdten gesetzt wurden zugun-
sten von Familienheimen (eigentumspoliti-
sche Komponente) und Wohnungen fiir Perso-
nen mit geringem Einkommen (sozialpoliti-
sche Komponente).

Der Staat sah sich also nicht mehr fiir den
Wohnungsbau insgesamt verantwortlich, son-
dern fiir die Durchsetzung eigentumspoliti-
scher und sozialpolitischer Ziele im Woh-
nungsbau.

Der sozialpolitischen Komponente wurde spi-
ter auch durch das Wohngeld Rechnung getra-
gen. Im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus
kam ihr neben der Mietbegrenzung vor allem
dadurch Bedeutung zu, daB ja die Belegungs-
bindung bestand und der Staat Einkommens-
grenzen setzte, damit die Sozialwohnungen
den Beziehern niedriger Einkommen vorbe-
halten blieben. Erstmals 1957 wurden von der
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Versicherungspflicht abweichende, niedrigere
Einkommensgrenzen eingefiihrt.

Vergleicht man die Einkommensgrenze eines
Vier-Personen-Haushalts fiir die Wohnbe-
rechtigung im sozialen Wohnungsbau mit
dem jeweiligen Vier-Personen-Arbeitnehmer-
Haushaltsbruttoeinkommen aus den Wirt-
schaftsrechnungen des Statistischen Bundes-
amtes, ist im Zeitverlauf ein relatives Absin-
ken der Einkommensgrenzen erkennbar, also
auch der Versuch, den Sozialwohnungsbe-
stand zunehmend fiir wirklich Einkommens-
schwdchere vorzuhalten:

Tabelle 1: Vier-Personen-Arbeitnehmer-
haushalte: Vergleich der Einkommensgrenze
nach dem WoBauG mit dem mittleren

Bruttoeinkommen

3 Mittleres Brutto-

Jakis Eé?:f?;g‘g:gﬁ' einkpmnwn nach
WoBauG Wirtschafts-
rechnungen *)

1950 7 200 4 113,84
1953 11 520 5 729,04
1956 11 520 7 193,76
1957 12 600 7 664,40
1961 14 400 9 815,16
1965 16 200 13 287,24
1967 16 200 14 144,52
1971 21 000 20 785,92
1974 35 400 29 193,64
1980 44 400 44 400,—"*)

*) Ein Verdiener; einschlieBlich Werbungskosten
**) Geschatzt

Mit dem Erstarken des Kapitalmarktes wurde
auch die Subventionsstruktur gedndert. Wur-
den Anfang der fiinfziger Jahre hauptsdchlich
direkte Darlehen (Kapitalsubventionen) ge-
wihrt, so wurden ab Mitte der fiinfziger Jahre
zunehmend solche Subventionen gewdhrt, die
die Belastungen verringerten, die aus den Ka-
pitalmarktzinsen resultieren (Ertragssubven-
tionen oder ,objektbezogene Beihilfen"). Die
urspriingliche Kostenmiete wich damit zuneh-
mend von der sogenannten ,Bewilligungs-
miete" ab. Die Kostenmiete setzt sich zusam-
men aus den Kapitalkosten (Zinsen und Til-
gung auf Fremdkapital sowie Eigenkapitalver-
zinsung) und den Bewirtschaftungskosten.
Wenn beispielsweise die Kapitalkosten DM
16,— pro m? und Monat betragen und die Be-
wirtschaftungskosten DM 4,—, macht die Ko-
stenmiete DM 20,— aus. Durch objektbezo-
gene Beihilfen kann nun die Kostenmiete auf
einen fiir den Mieter als tragbar angesehenen
Satz heruntersubventioniert werden, auf die
Bewilligungsmiete. Ist diese in unserem Bei-
spiel DM 6,—, betriige die objektbezogene Bei-
hilfe DM 14,—.
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Diese Subventionsumstellung hatte eine
Reihe von Auswirkungen. Zundchst wurde der
Staatshaushalt kurziristig entlastet: Die Kapi-
talsubventionen wurden damals ndmlich so-
fort im Jahr ihrer Gewdhrung als Ausgaben
verbucht, wihrend bei den objektbezogenen
Beihilfen nur der in jedem Jahr anfallende
zinssenkende Subventionsbetrag im Staats-
haushalt zu Buche schlug. Allerdings entstan-
den mit der neuen Subventionsform Ausgabe-
verpflichtungen fiir viele Folgejahre (Ver-
pflichtungsermachtigungen), was den Staats-
haushalt auf lange Sicht dann sehr stark band.
Man dachte damals, daB man nur noch wenige
Jahre zu férdern brauchte, bis ein ausgegliche-
ner Wohnungsmarkt hergestellt sei und wei-
tere Subventionen sich eriibrigten. So schrieb
der damalige Wohnungsbauminister Paul
Licke im Jahre 1959: ,Ende dieses Jahres wird
der Wohnungsbestand an 14 Mio. heranrei-
chen. Der Wohnungsfehlbestand betrug 1959
noch 1,5 Mio. Wohnungen, also noch gut 10%
des gesamten Wohnungsbestandes."®)

Heute haben wir mehr als 24 Mio. Wohnun-
gen, und immer noch wird von Wohnungsnot
gesprochen. Schon damals wurde also nicht
ausreichend zwischen den einzelnen Woh-
nungsteilmdrkten unterschieden, wurden die
Versorgungsengpdsse bei den Beziehern nied-
riger Einkommen und in den Ballungsgebieten
in einen Topf geworfen mit der guten Versor-
gungslage der Besserverdienenden. Und so
konnte Liicke schon damals fiir Mietanhebun-
gen, Uberfiihrung von Sozialmietwohnungen
auf den Markt und Liberalisierung der Woh-
nungswirtschaft plddieren. AuBerdem rech-
nete man damals mit starkem Wachstum der
Haushaltseinkommen, so daB man von vorn-
herein die objektbezogenen Beihilfen auf
Laufzeiten begrenzte, die bei weitem nicht die
Laufzeiten der entsprechenden Baudarlehen
erreichten?).

Die Begrenzung der Laufzeiten der objektbe-
zogenen Beihilfen und ihr stufenweiser Abbau
im Zeitverlauf fiihrte zu sprunghaften Miet-
steigerungen bei den Sozialwohnungen, die
besonders in den 1970er Jahren zum Politikum
wurden, als das Einkommenswachstum nach-
gelassen hatte: Zwar wurde die Férderung ge-
rade fiir den Mietwohnungsbau nur zu einem
Teil auf die objektbezogenen Beihilfen umge-
stellt, aber selbst diese Teilumstellung hatte
die Wirkung, daB die Mietpreissteigerung auf-
grund des Abbaus der objektbezogenen Beihil-

6) Paul Liicke, Ende der Notstandsgesetze, in: So-
ziale Ordnung, 13. Jg. (1959), H. 12, S. 179.

7) Martin Oschmann, Der Soziale Wohnungsbau an
der Wende? Problemanalyse und Vorschlage fiir die
Neugestaltung, in: Bank, Informationen fiir Volks-
banken und Raiffeisenbanken. Bl. 5/78.
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fen zu untragbaren Mietbelastungen fiihrten;
zumal die Einkommen in den siebziger Jahren
nicht in der erwartet hohen Rate stiegen, wih-
rend gleichzeitig die Nebenkosten erheblich
schneller wuchsen als vorher. AuBerdem erga-
ben sich durch dieses Forderungssystem er-
hebliche Mietverzerrungen im Sozialwoh-
nungsbestand: Die Miethéhe richtete sich
nach den Kapitalmarktzinsen und den Férde-
rungsbedigungen zur Bewilligungs- und Bau-
zeit und korrelierte deswegen weder mit dem
Wohnwert der Wohnungen noch mit der orts-
iblichen Vergleichsmiete. Haufig sind bei-
spielsweise dltere Sozialwohnungen, die An-
fang der siebziger Jahre errichtet und bei de-
nen die Subventionen schon teilweise abge-
baut wurden, teurer als qualitativ evtl. noch
bessere Wohnungen neuerer Baujahrgdnge.
Andersherum sind alte Sozialwohnungen aus
den sechziger Jahren wegen der niedrigen
Herstellungskosten oft wesentlich billiger als
neue.

SchlieBlich aber wurden die &ffentlichen
Haushalte durch die Verpflichtungsermachti-
gungen aus der Vergangenheit immer starker
belastet, so daB immer weniger Mittel zur Fér-
derung der Neubautdtigkeit zur Verfligung
standen. Andererseits wollte man mit dem ,Er-
starken" des Marktes einen wachsenden Teil
der Wohnungsproduktion auch bewuBt dem
Markt selbst tiberlassen.

Abbildung 1 verdeutlicht, daB die Zahl der neu
fertiggestellten Sozialwohnungen absolut im-
mer geringer wurde. Wurden in den fiinfziger
Jahren noch 250 000—300 000 Sozialwohnun-
gen errichtet, waren es 1980 nur noch 50 000
im ersten (und 50 000 im zweiten) Forderungs-
weg. Aber auch der relative Anteil der Sozial-
wohnungen an allen fertiggestellten Wohnun-

Fertiggestellte Wohnungen
Fertiggestellte SozialwohnuNGEen e
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gen schrumpfte von fast 70% Anfang der sieb-
ziger Jahre auf knapp 30% heute.

In den siebziger Jahren sank die Bedeutung
des Sozialen Wohnungsbaus im engeren

Sinne (erster Férderungsweg) so weit ab, dafB
schlieBlich drei Viertel der Wohnungen im
Rahmen von Sonderprogrammen geférdert
wurden. Das verdeutlicht die Tabelle 2:

Tabelle 2: Von dem gesamten Forderungsvolumen waren jeweils zweckgebunden fiir:

1977 1978 1979 1980

Wohnungen fiir:

Kinderreiche Familien 11 198 10 844 9 581 9 070
Junge Ehepaare 3543 3314 4419 3 660
Altere Personen 8 654 ' 9684 9 684 8 769
Aussiedler und Zuwanderer aus der DDR 8 697 10 000 10 632 12 536
Schwerbehinderte 2 385 2114 1971 2 241
Auslandische Arbeitnehmer 805 1199 684 812
Sonstige Gruppen 377 297 547 954

Quellen: Bundesbaublatt, H. 12 (1980) und H. 12 (1981).

Neue Sozialwohnungen werden also haupt-
sachlich noch fiir besondere Problemgruppen
gebaut; ein weiteres Motiv ist heute die Er-
richtung von Ersatzwohnungen, die infolge
von Abrissen und Umsetzungen bei stddtebau-
lichen SanierungsmaBnahmen notwendig
werden. Jedenfalls dient der Bau von Sozial-
wohnungen keineswegs mehr der Wohnungs-
versorgung von ,breiten Schichten der Bevdl-
kerung’, wie es das II. WoBauG eigentlich
noch vorsieht.

Insbesondere wurden Sozialmietwohnungen
immer weniger gebaut; der Anteil der Eigen-
timerwohnungen dagegen nahm besonders in
den siebziger Jahren standig zu (vgl. Abb. 2).

Abbildung 2 : Anteil der Eigentimerwohnungen
an allen im sozialen Wohnungsbau geférderten

(in %)
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Quellen: Bundesbaublatt, H. 1201280) und H. 12 { 1981)

(Jahr)

Insgesamt gibt es heute ca. 4,0 Mio. Sozialmiet-
wohnungen und ca. 1,1 Mio. Sozialeigenhei-
me®). 1978 war der Sozialmietwohnungsbe-

8) ,Fehlbelegung im Sozialwohnungsbestand”. Er-
gdanzungsbericht der Bund-Ldnder-Arbeitsgruppe,
in: Bundesbaublatt, H. 10 (1981), S. 602.
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stand wie folgt auf Bauherrengruppen aufge-
teilt:

Gemeinniitzige Wohnungsunterneh-

men und Heimstdtten 58,1 %
private Bauherren 31,1 %
Organe der staatlichen Wohnungspoli-
tik einschlieBlich Gemeinden, Gemein-
deverbdande und andere Korperschaf-
ten des o6ffentlichen Rechts 32%
freie Wohnungsunternehmen 3.1%
sonstige Bauherren 4,5%

(Quelle: Wohnungsstichprobe 1978.)

Die Mietvorteile (die ja wegen der erwdhnten
Mietverzerrungen sehr stark streuen) der So-
zialmieten gegeniiber vergleichbaren Mieten
nicht preisgebundener Wohnungen sind in l-
teren Baujahrgdngen (1949—1963) héher als in
neueren. In dlteren Wohnungen in Stadtregio-
nen betragen die Mietvorteile etwa 1,— DM
pro m? Wohnfliche im Monat; in ldndlichen
Regionen sind die Mietvorteile der Sozialwoh-
nungen dagegen kaum nennenswert®).

Die politische Brisanz dieses Problems liegt
nun darin, daB in den Sozialwohnungen kei-
neswegs die Einkommenschwéchsten woh-
nen, sondern es wird sogar angenommen, dafl
am 1. 1. 1983 der Anteil der Sozialmieterhaus-
halte, der die Einkommensgrenzen des IL
Wohnungsbaugesetzes um mehr als 20 % (To-
leranzgrenze) iibersteigt, bei 30 % liegen wird
und der der Sozial-Eigentiimerhaushalte bei
42 %), Dabei ist zu bedenken, daB die Ein-
kommensgrenze so hoch gewahlt ist, daB {iber
die Hailfte (1980 die Halfte, vgl. Tabelle 1) aller
Haushalte berechtigt ist, eine Sozialwohnung

°) Ebda, S.607{.
1%) Ebda, S. 602.
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I= . S
Sozialwohnungen -
fehlbelegt

Von den 5,1 Millionen Sozialwohnungen sind:
4,0 Millionen Mietwohnungen
davon fehibelegt™:

1,1 Millionen Eigenheim-Wohnungen
davon fehlbelegt™

*dh. Einkommensgrenzen um mehr als 20% Uberschritten

zu beziehen. Hinzu kommt, daB die Haushalte,
die zu den oberen Einkommensklassen zdhlen,

also die ,Fehlbeleger”, liberproportional hohe
Mietvorteile zu besitzen scheinen ).

3. Der zweite Forderungsweg

Die Zielsetzung des Liicke-Plans, die Woh-
nupgswirtschaft in die Marktwirtschaft zu
iiberfiihren, sollte auch dadurch erreicht wer-
den, daB man den steuerbegiinstigten Woh-
nungsbau attraktiver zu machen suchte. Das
geschah einmal durch die Einfiihrung der
weiBen Kreise’, also die Aufgabe der allge-
meinen Mietpreiskontrollen dort, wo die
Wohnungsmaérkte weniger angespannt waren,
und damit verbunden die Anhebung des Miet-
preisniveaus. Zum anderen wollte man den
steuerbegiinstigten Wohnungsbau aber auch
mit objektbezogenen Beihilfen férdern. Diese
Forderung wurde 1966 eingefiihrt und heiBt
«Zweiter Forderungsweg". Charakteristisch fiir
diese Férderung ist, daB die Einkommensgren-
zen fiir die Berechtigten um 40 % iiber denen
der urspriinglichen Foérderung des Sozialen
Wohnungsbaus (1. Férderungsweg) liegen. Wir
haben seither also folgende Arten des Woh-
nungsbaus:

Rechtliche Definition

Subventionstechnische Definition

Offentlich geférderter Wohnungsbau
mit Zusatz-
forderung

Steuerbegunstigter Wohnungsbau

Freifinanzierter Wohnungsbau

(1. Forderungsweq) = Sozialer Wohnungsbau im engeren Sinne l

(2. Forderungsweq)

ohne direkte Forderung

[ Sozialer Wohnungsbau

] Freifinanzierter Wohnungsbau

Wenn iiber den o6ffentlichen Haushalt und
iiber Subventionen gesprochen wird, wird der
zweite Forderungsweg oft mit in den Begriff
«Sozialer Wohnungsbau" einbezogen.

Der Anteil des ersten Forderungsweges ist im
Laufe der Zeit immer weiter zugunsten des
zweiten Forderungsweges zuriickgegangen,
und zwar von ca. 90 % im Jahre 1966 auf 48 %
im Jahre 1980.

Eigentlich sollte mit dem zweiten Férderungs-
weg nicht vornehmlich der Eigenheimbau,
sondern auch der steuerbegiinstigte Mietwoh-
nungsbau geférdert werden. Dies wurde auch
in den ersten Jahren nach der Einfiihrung die-
ser Subventionsart erreicht. Nun zeigte sich
aber in der Praxis, daB die mietpreisdampfen-
den Wirkungen der Beihilfen recht gering wa-
ren und der sprunghafte Subventionsabbau in
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Verbindung mit den Einkommensgrenzen den
Bauherren recht riskant erschien. Somit ka-
men die Mittel des zweiten Férderungsweges
mehr und mehr dem Eigenheimbau zugute,
und der Anteil des Baus von Mietwohnungen
im zweiten Forderungsweg ging rapide zu-
riick.

4. Die Entwicklung des Baus von freifinan-
zierten und steuerbegiinstigten Mietwoh-
nungen

Mitte der sechziger Jahre wurden auBerhalb
des Sozialen Wohnungsbaus jdhrlich etwa

') Vgl. Rudi Ulbrich, Verteilungswirkungen des
Férderungssystems fiir den Wohnungsbau, Bonn:
Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwesen
und Stadtebau 07.010, 1980, S. 123.
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150 000 Wohnungen in Drei- und Mehrfami-
lienhdusern fertiggestellt, in der Boomphase
um 1973 erhohte sich diese Zahl auf etwa
300 000, um dann ab 1974 drastisch zu sinken
— heute bewegt sich die jdhrliche Fertigstel-
lungszahl dieser Wohnungen um die 70 000
(wovon ca. 50 000 vermietet werden).

Diese starken Schwankungen im Bau neuer,
nicht preisgebundener Mietwohnungen las-
sen sich im wesentlichen mit Schwankungen
in der Anfangsrentabilitdt bei der Erstvermie-
tung der Wohnungen erkldren. Zwar wurde im
Mietwohnungsbau noch selten mit der bei der
Erstvermietung erzielbaren Miete sogleich
eine volle Deckung der laufenden Aufwen-
dungen (Kapitalkosten und Bewirtschaftungs-
kosten) erreicht. Die Rentabilitdt ergab sich
schon immer erst langfristig mit den Mietstei-
gerungen und den Wertsteigerungen des Ge-
baudes. Aber Anfang der siebziger Jahre wa-
ren durch die Anfangsmieten noch ca. 70 % der
Aufwendungen abzudecken (bei einer Finan-
zierung mit einem Fremdkapitalanteil von
75 %)'?). Bei normalen Mietpreissteigerungen
war die Schwelle zur Rentabilitdt nach ca. 10
bis 15 Jahren erreicht, und nach ca. 30—40
Jahren wiirde die Rentabilitdt héher sein als
bei alternativen Anlagen, zumal, wenn ausge-
pragte inflationdre Einfliisse hinzukdmen und
den Sachwert der Immobilie steigen liefen.
Dieser Satz des Verhiltnisses zwischen An-
fangsmieten und Deckung der laufenden Auf-
wendungen sank nun bis Mitte der siebziger
Jahre auf 55 %, erhéhte sich dann voriiberge-
hend auf 65% und lag 1981 gar bei knapp
50 %13).

Wie ldBt sich dieses Absinken der Rentabilitat
erkldren? Hier werden vielfach steigende Bo-
denpreise genannt. Die Kaufwerte fiir baurei-
fes Land stiegen in der Tat von DM 30,74 im
Jahre 1970 auf DM 82,01 im Jahre 1980'),
Doch darf dieser Faktor in seinem EinfluB auf
die Preis- und Mietentwicklung im Mietwoh-
nungsbau nicht iberschdatzt werden: die
Grundstiickskosten machen nur etwa 10 % der
Herstellungskosten im Mietwohnungsbau
aus's).

'?) Vgl. Rudi Ulbrich, Mieten und Kosten im freifi-
nanzierten Wohnungsbau, in: DIW-Wochenbericht
Nr. 23 (1978), S. 227—232.

¥) Nach Rudi Ulbrich, Vergleichende Untersu-
chung der Rentabilitdt von Investitionen im Woh-
nungsbestand und im Wohnungsneubau, Darm-
stadt: Institut Wohnen und Umwelt, 1981 (unverof-
fentlicht). 3

1) Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Reihe 5,
Kaufwerte fiir Bauland 1980, Stuttgart und Mainz
1981, S.6 und 1. Vj. 1981, S. 18.

*) So fiir Mehrfamilienhduser im sozialen Woh-
nungsbhau nach ,Anmerkungen zur Entwicklung des
sozidlen Wohnungsbaus im Jahre 1980" in: Bundes-
baublatt, H. 12 (1981), S. 772.
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Wichtiger sind schon die Baukosten. Diese
Kosten sind in den letzten Jahrzehnten beson-
ders stark gestiegen. Das lag einerseits daran,
daB die GroBe und die Qualitdt der Wohnun-
gen laufend zugenommen hatten. Aber abge-
sehen davon stiegen auch die Baukosten etwa
doppelt so stark wie die Preise fiir die Lebens-
haltung. Die folgende Abbiidung zeigt diese
Entwicklung. Kein Wunder also, dafi die Her-
stellungskosten einer Wohnung um 1950 bei
etwa 11000 DM lagen'®), 1980 dagegen bei
etwa 230 000 DM (Wohnung in Mehrfamilien-
hdusern 170000 DM, in Einfamilienhdusern
280 000 DM)'?). Noch empfindlicher als auf
Bau- und Bodenkosten reagiert die Rentabili-
tat des Mietwohnungsbaus aber auf Zinsstei-
gerungen und Steigerungen in den Bewirt-
schaftungskosten. Steigen die Zinsen um 1 %,
miifiten die Mieten pro m? und Monat um
etwa DM 2 steigen, um die gleiche Rentabilitat
zu gewdhrleisten. Bei den hohen Kapital-
marktzinsen, wie sie 1981 gefordert wurden,
ist an einen rentablen Mietwohnungsbau ein-
fach nicht zu denken. Kostenmieten von DM
20 bis 30 pro m? und Monat werden vom grof-
ten Teil der Haushalte auch in absehbarer Zeit
nicht tragbar sein. Alternative Anlagen, etwa
in Staatsanleihen, versprechen dem Kapitalan-

Anstieg der Lebenshaltungskosten

(in Tausend )

& Anstieg der Sozialmieten
Anstieg der Baupreise

580
5601
5401
520
500+
480+
460-
4401
420
400+
3801
360+
340-
320+
3001
280+
260
240+
220
200
180+
160
1404
1204 ,
100

0 oo oy T T >
1950 52 54 56 58 60 62 64 66 68 70 72 74 76 78 BO{LQE'}‘E]
. ahr

oS

B

shenshaltung sawie
s und Preisindizes fur Bauwerke

1) Nach Asta Hampe, Subventionskapital treibt die
Baupreise, in: Zeitschrift fiir das gesamte Kreditwe-
sen, 1962, H. 14, S. 672.

7) ,Anmerkungen zur Entwicklung des soz. Woh-
nungsbaus im Eahre 1980", a.a. O., S. 771.
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leger vom ersten Tag an eine hohe Rentabili-
tat.

Nur bei auBerordentlich hohen Inflations-, Be-
vblkerungs- und Wirtschaftswachstumserwar-
tungen konnte der Mietwohnungsbau langer-
fristig ,konkurrenzfihig" werden und eine
marktiibliche Verzinsung des eingesetzten
Kapitals erbringen. Dafiir sind die Aussichten
jedoch schlechter denn je; kaum jemand rech-
net damit, daB in absehbarer Zukunft die Real-
einkommen in dem AusmalB steigen werden
wie in den siebziger Jahren. Da auch nicht mit
einem wesentlichen Bevéilkerungswachstum
in der Bundesrepublik gerechnet werden
kann, ist sogar das Vermietungsrisiko heute
héher als friiher.

Oft wird in den Mieterschutzbestimmungen
die Ursache fiir die geringen Aussichten fir
anhaltende Mietsteigerungen gesehen. Die
Erfahrungen mit diesem Gesetz'?) zeigen je-
doch, daB die Regelungen durchaus Mietstei-
gerungen zulassen. Im {ibrigen ist die Rentabi-
litdit im d/teren Bestand durchaus gegeben'?).

DaB {iberhaupt noch steuerbegiinstigter Miet-
wohnungsbau stattfindet, ist im wesentlichen
den erheblichen Steuervorteilen zu verdan-
ken, die gut Verdienende in den ersten Jahren
nach Errichtung der Wohnungen ausnutzen
kénnen (z. B. im ,Bauherrenmodell’).

Unter sozialpolitischen Aspekten ist zu beden-
ken, daB neu errichtete, nicht preisgebundene
Mietwohnungen nicht direkt einkommens-
schwidcheren Schichten zugute kommen. 1978
lagen die Durchschnittsmieten bei den nach
1948 errichteten, nicht preisgebundenen Woh-
nungen mit 365 DM um knapp 50 % héher als
bei den bis 1948 errichteten Wohnungen, wo
die Miete 247 DM betrug *°).

So kommen von den etwa 14 Mio. Mietwoh-
nungen, die wir im Bundesgebiet haben, fiir
untere Einkommensschichten im wesentli-
chen die knapp 5 Millionen?!) in Frage, die bis

1%) Vgl. Rolph Niederberger und Bernhard Hess,
Empirische Erforschung der Auswirkungen des
Zweiten Wohnraumkiindigungsschutzgesetzes,
Bonn: Bundesministerium fiir Raumordnung, Bau-
wesen und Stdadtebau 07.008, 1980.

19) Vgl. Hartmut Bulwien und Wolfgang Schultes,
Wirtschaftlichkeit und Mietpreisentwicklung bei
freifinanzierten und dlteren Mietwohnungen, Bonn:
Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwesen
und Stadtebau 07.009, 1980.

20) Statistisches Bundesamt, Fachserie F, 1%-Woh-
nungsstichprobe 1978, H.4, Stuttgart und Mainz
1981, S. 10{f. und S. 28{. und eigene Berechnungen.

21) Ebda, H. 2, Stuttgart und Mainz 1980, S. 27 und
29. Zu den gut 5 Mio. nach 1948 errichteten nicht
preisgebundenen Mietwohnungen sind auch die
ehemaligen Sozialmietwohnungen zu zdhlen, die
durch Riickzahlung der &ffentlichen Darlehen nicht
mehr den Preis- und Belegungsbindungen unterlie-
gen.
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1948 errichtet worden waren, und die 4 Mio.
Sozialmietwohnungen.

5. Die Entwicklung des Eigenheimbaus

Die Zahl der fertiggestellten Eigenheime (Ge-
bdude mit einer Wohnung bzw. zwei Wohnun-
gen) war im Zeitverlauf stets viel konstanter
als die Zahl der GeschoBwohnungen. Seit An-
fang der sechziger Jahre wurden jdhrlich etwa
knapp 200 000 Eigenheime neu errichtet, und
diese konstante Zahl machte auch die Einbrii-
che in der Wohnungsbautitigkeit in den sieb-
ziger Jahren nicht mit??).

Das mag angesichts der rasanten Baukosten-
steigerungen erstaunen. Jedoch stiegen die
Baukosten bis 1979 nur unwesentlich schnel-
ler als die Nettojahreseinkommen durch-
schnittlich verdienender Arbeitnehmer: 1968
mubBte dieser Arbeitnehmer 9,1mal sein Jah-
reseinkommen sparen, um die Kosten eines
Einfamilienhauses decken zu kénnen (ohne
Grundstiick), 1979: 9,8mal 2%).

Dennoch litten gerade untere und mittlere
Einkommensschichten zunehmend unter der
Zinsentwicklung. Die dadurch entstehenden
Lasten sind zumal deswegen nicht mehr trag-
bar, weil zwar die Eigentumslésung langerfri-
stig gesehen in der Vergangenheit fiir Woh-
nungen von gleicher Qualitit fast immer giin-
stiger war als die Mietlésung; jedoch forderte
und fordert der Eigenheimbau in den ersten
Jahren nach Fertigstellung vom Bauherren er-
hebliche Opfer an Konsumverzicht; starke
Zinsschwankungen lassen die Annuitdtslei-
stungen (Zins und Tilgung) in Hochzinsphasen
enorm in die Hohe schnellen.

Bausparen konnte diese Risiken mindern, vor-
ausgesetzt allerdings, daB das Bausparvolu-
men insgesamt nicht zuriickgeht — dann nédm-
lich verldngern sich die Ansparfristen bis zur
Auszahlung der Darlehen und die Belastung
der Bauherren in der Anfangsphase nach Fer-
tigstellung steigt fiir den Bausparer noch an-
statt zu sinken.

Der Staat hat mit seinem Férderungssystem
bisher nicht bei den unteren und mittleren
Einkommensschichten angesetzt, sondern im
wesentlichen  Steuervergiinstigungen ge-
wahrt, die Bezieher hochster Einkommen am
meisten begiinstigten. 1972 (neuere Daten lie-
gen leider noch nicht vor) entfiel bei einem

22) Uwe Wullkopf, Grunddaten zur Férderungspoli-
tik, Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt 1982,
S. 47.

23) Knut Gustafsson, Strukturfragen der Wohnungs-
eigentumspolitik, in: Bundesbaublatt, H.7 (1980),
S. 430.
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durchschnittlichen Foérderungsbetrag pro
Haushalt von DM 477 auf die Haushalte in der
obersten Einkommensklasse durchschnittlich
mehr als das Achtfache des Subventionsbetra-

ges, der an die Haushalte der untersten Ein-
kommensklasse ging. Die folgende Tabelle
zeigt die Verteilungswirkungen im einzelnen
auf:

Tabelle 3: Verteilung der Vergtinstigungen fur Eigentumer auf Einkommensklassen im Jahr 1972

? 5 e : Vergunsti- | Durchschn.
: e Llacen | Eigentiimer- Steuerver- Offentliche Lasten- % e
Einkommensklasse haushalte | gunstigungen| Forderung zuschiusse gl_mgk 'y Ford(.lll.mgs-
> = zZusammen betrag
: Mill. Mill. Mill. Mill

N : /

in DM 1000 | v. H. pMm | v H. pMm | ¥ H. pMm | V- H: bpMm | V- H. DM

unter 800 1470/ 16:6 B3RS 53 55 10 11 126 3,7 108

800-1 200 1623 23,0 325 14,0 195 204 30 33 550 16,3 339

1 200-1 600 1442 204 472 203 236 24,7 29 31 737 219 511

1 600-2 000 1071 152 40F 17,5 190 19,9 13 14 610 18,1 570

2 000-2 500 766 10,8 360" 155 149 15,6 8 9 51F 153 675

2 500-3 000 375 53 214 9,2 66 6,9 2 2 282 8.4 752

3 000 u. mehr 616 8,7 484 20,8 66 6,9 550 16,3 893

insgesamt 7 064')100,0 | 2325 100,0 955 100,0 91') 100 | 3371')100,0 477

') Abweichungen in der Summe durch Runden

Quelle: Rudi Ulbrich, Verteilungswirkungen des Férderungssystems fiir den Wohnungsbau, Bonn: Bundes-
ministerium fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau 07.010, 1980, S. 213.

Kein Wunder, daB die Eigentumsbildung an-
gesichts dieser Politik zunehmend eine Sache
fiir héhere Einkommensschichten geworden
ist: die Eigentumsquote — also der Anteil der
Eigentiimerwohnungen an allen Wohnungen
— der 20 % Haushalte mit dem niedrigsten
Einkommen sank von 29,3 % im Jahre 1965 auf
25,7 % im Jahre 1978; die Eigentumsquote der

20 % Haushalte mit dem héchsten Einkommen
stieg dagegen von 45,1 % im Jahre 1965 auf
54,1 % im Jahre 19782%%).

Insgesamt lag die Eigentumsquote 1978 bei
38 %. Der Bestand an Eigentiimerwohnungen
betrdgt heute ca. 9,5 Millionen; davon waren
ca. 3,5 Millionen bis 1948 errichtet wor-
den 29).

[I. Die jetzige Lage auf den Wohnungsmarkten

1. Veranderte 6konomische Rahmenbedin-
gungen

Die o6ffentlichen Mittel sind knapp geworden.
Die Zunahme der Staatsverschuldung soll ge-
bremst werden. Mit den vorhandenen Mitteln
soll das Zahlungsbilanzgleichgewicht wieder
hergestellt, die Wettbewerbsfdhigkeit der
deutschen Wirtschaft gestdarkt und das Erdél
durch andere Energiearten ersetzt werden.
Dem Wohnungsbau wird vom Staat angesichts
dieser Probleme eine geringere Prioritit zuge-
messen als in der Nachkriegszeit.

Jedoch kénnte verstirkter Wohnungsbau
wirksam zum Abbau der Arbeitslosigkeit bei-
tragen. Die Wohnungsbausubventionen kénn-
ten sich durch hohere Steuereinnahmen und
niedrigere Staatszuschiisse zur Arbeitslosen-
versicherung wieder amortisieren, zumal
wenn man den ,Multiplikatoreffekt" héherer
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Wohnungsproduktion auf andere Wirtschafts-
bereiche mit berechnet. Unklar ist dabei aller-
dings, ob langfristig iberhaupt noch sehr viel
mehr Wohnungen gebraucht werden und fiir
wen und durch wen die neuen Wohnungen ge-
baut werden sollten.

In dieser etwas widerspriichlichen Situation
stimmen alle drei im Bundestag vertretenen
Parteien darin iiberein, daB die Rolle des Staa-
tes in der Wohnungspolitik darauf zu reduzie-
ren sei,

— bestimmte sozialpolitisch motivierte Maf-
nahmen zu treffen, damit die Disparitdten in

24) Deutsches Institut fiir Wirtschaftsforschung
(DIW), Abschwéchung der Wachstumsimpulse. Ma-
terialband 2 zur Strukturberichterstattung 1980,
Berlin: DIW, Marz 1981, S. 378.

25) Statistisches Bundesamt, Fachserie F. 1%-Woh-
nungsstichprobe 1978, H. 2, a.a. O, S.27{f. und ei-
gene Schdtzungen.
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der Wohnungsversorgung zwischen den sozia-
len Gruppen nicht zu groB8 wiirden, und

— Anreize auf dem Kapitalmarkt zu schaffen,
damit ausreichend Mittel fiir den Wohnungs-
bau vorhanden seien.

2. Disparititen in der Wohnungsversor- -

gung

Gerade groBe Familien sind immer noch mit
Wohnraum unterversorgt. Der Gesetzgeber
hat hier als MaBstab der Wohnraumversor-
gung die Bedarfsnorm des § 39 des II. Woh-
nungsbaugesetzes formuliert: jedes Haus-
haltsmitglied soll iber wenigstens ein Zimmer
(Kiiche oder Kochnische nicht mitgerechnet)
verfiigen. Nach dieser Norm waren 1978 in der
Bundesrepublik rund drei Mio. Haushalte
(13% der Wohnungsinhaberhaushalte) mit
Wohnraum unterversorgt ?). Die Unterversor-
gung nimmt mit der Zahl der Haushaltsmit-
glieder iberproportional zu. Der Anteil der
unterversorgten Haushalte ist bei den Vier-
personenhaushalten mehr als doppelt und bei
den Haushalten mit fiinf und mehr Personen
sogar fast viermal so hoch wie im Durchschnitt
aller Haushalte. Dabei sind Mieterhaushalte
stairker von der Wohnungsunterversorgung
betroffen als Eigentiimerhaushalte. Besonders
kral ist das AusmaB der Unterversorgung bei
den Bewohnern von Sozialmietwohnungen so-
wie bei ausldndischen Familien.

Bei den Sozialmietern und bei den Ausldndern
waren jeweils ca. 90 % der GroBhaushalte mit
ftinf und mehr Personen unzureichend mit
Wohnungen ausgestattet. Wahrend Deutsche
und Ausldander zusammen bei den GroBhaus-
halten durchschnittlich {iber 116 m? verfiigten,
lag die durchschnittliche Flachenversorgung
der ausldndischen GroBhaushalte allein ledig-
lich bei 77 m?

Auf den ersten Blick scheint die gréBere Ver-
sorgungsdisparitdt bei den Auslindern viel-
leicht nicht ein wohnungspolitisches Problem
zu sein; man muB aber auch bedenken, daB si-
chere Zukunftserwartungen fiir die Ausldnder
nicht nur eine héhere Wohnungsnachfrage
auslésen wiirden, sondern eine bessere Woh-
nungsversorgung der Ausldnder auch deren
Zukunftserwartungen stabilisieren und Dis-
kriminierungen abbauen kénnen.

*) DIW, Abschwichung der Wachstumsimpulse,
a.a. 0, S.391—393.
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{ahne landwirtschaftliche, lear-

AlterSStru ktur siehende u. Frezaidwohnungen)
derWohnungen . Insgesamt 21.4 Mio

Wohnungen in Mio i FaT 5 ==

o

6.1

unter
14 Jahre

Stabst Bundesami

ts =
370513

T Evich Bohmidi Verlag

Die Messung der Versorgungsdisparitdten in
der Wohnungsausstattung ist etwas schwieri-
ger. Sozusagen auf unterstem Niveau gibt es
Normen iiber Wohnungsmifistiande in Woh-
nungsaufsichtsgesetzen. Hohere Standards
lassen sich etwa ableiten aus dem Katalog for-
derungswiirdiger Tatbestdnde im Modernisie-
rungs- und Energieeinsparungsgesetz. Haufig
wird auch die — statistisch einfacher meBbare
— Ausstattung mit Sammelheizung, Bad/Du-
sche und WC herangezogen.

Legt man dieses MaB der Ausstattungsqualitéat
zugrunde, so waren 1978 im Bundesgebiet
noch 13,7 % der Wohnungen ohne Bad und/
oder ohne WC aussgestattet. Dabei waren
kleinere Haushalte schlechter ausgestattet als
groBe: 22,7 % der Einpersonenhaushalte lebten
in Wohnungen ohne Bad. Wihrend also wohn-
flaichenméaBig gerade die groBen Haushalte
unterversorgt waren, waren umgekehrt aus-
stattungsmdBig die kleinen (dabei insbeson-
dere solche, deren Haushaltsvorstand 65 Jahre
und dlter war) Haushalte schlechter versorgt

,als der Durchschnitt??). Die Wohnungen ohne

Bad werden hauptsdchlich von besonders Ein-
kommensschwachen bewohnt. Die Ausldnder
waren nicht nur flaichenméBig, sondern auch
ausstattungsmaéBig sehr viel schlechter ver-
sorgt als die Deutschen: 35,1 % der Ausldander
lebten 1978 in Wohnungen ohne Bad und/oder
WC und nur 38,1 % in Wohnungen mit Bad
und Sammelheizung ?%).

Das Hauptproblem der Wohnungspolitik sind
gegenwadrtig aber untragbare Mietbelastun-
gen. Als Mietbelastungsquote wird das Ver-
héltnis zwischen Miete und Haushaltseinkom-
men bezeichnet. Fiir alle Einkommensgruppen
liegt die Mietbelastungsquote bei 14 %. Diese
Quote gilt jedoch nicht fiir alle Einkommens-
klassen gleichermaBen: vielmehr ist die Miet-
belastungsquote bei den Haushalten mit ge-

2) Ebda,, S. 395.
2¢) Ebda, S.393—396.
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ringsten Einkommen extrem hoch: Die ca.
240 000 Mieterhaushalte in der Bundesrepu-
blik, die 1978 ein Einkommen von weniger als
450 DM monatlich angaben, zahlten durch-
schnittlich ca. 34% ihres Einkommens fiir
Miete. Die ca. 430 000 Mieterhaushalte, die
zwischen 450 und 600 DM zur Verfiigung hat-
.ten, gaben immerhin noch durchschnittlich
27,6 % ihres Einkommens fiir die Miete aus.
Und die ca. 800 000 Haushalte, die zwischen
600 und 800 DM angaben, zahlten 22,7 % ihres
Einkommens fiir die Miete. In den neun Ein-
kommensklassen ab einem monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommen von mehr als 2 000 DM
lag die durchschnittliche Mietbelastung dem-
gegeniiber jeweils unter dem Gesamtdurch-
schnitt von 14 %, ab 4 000 DM lag sie unter
10 %. Geht man einmal von der recht rigorosen
Norm aus, die Mietbelastung solle nicht mehr
als 25 % eines Einkommens betragen, so waren
1978 im Bundesgebiet 17 % der Hauptmieter-
haushalte zu stark belastet. Heute diirfte diese
Quote eher hoher liegen.

Bei den Ausldndern wird die Schlechterver-
sorgung nach Flichen und Ausstattung aller-
dings auch mit einer geringeren Mietbela-
stung ,vergolten”: nur 10,8 % der ausldndi-
schen Hauptmieterhaushalte waren nach der
25 %-Norm zu stark belastet. Bei den Haushal-
ten mit einem Haushaltsvorstand von 65 und
mehr Jahren war der Anteil der zu stark Bela-
steten dagegen iiberproportional hoch: er be-
trug 22 % gegentiber 16 % bei den iibrigen (jiin-
geren) Haushalten. Ganz schlecht geht es, was
die Mietbelastung betrifft, Haushalten mit ei-
nem weiblichen Haushaltsvorstand von 65
und mehr Jahren: 30 % dieser Haushalte wa-
ren 1978 zu stark belastet. Eine besondere Pro-
blemgruppe stellen ferner sogenannte unvoll-
stdandige Familien mit Kindern dar, deren Zahl%,
rasch zunimmt und 1978 auf ca. eine halbe Mil-
lion angewachsen war: 40 % (1972 lediglich
25 %) waren nach der 25 %-Norm zu stark bela-
stet. Im Laufe der siebziger Jahre stark ver-
schlechtert hatte sich schlieflich auch die
Mietbelastung der Haushalte mit einem Haus-
haltsvorstand von unter 30 Jahren: 21 % dieser
Haushalte waren zu stark belastet gegeniiber
nur 13 % im Jahre 197229).

Man muB bei der Beurteilung dieser Mietbela-
stungsquoten allerdings berticksichtigen, daf3
das Wohngeld die Belastung teilweise senkt.
In seiner gegenwirtigen Ausgestaltung redu-
ziert das Wohngeld jedoch die tatsdchliche
Belastung nicht {iberall auf tragbare MaBe.

29) Alle Zahlen nach DIW, Abschwidchung der
Wachstumsimpulse, a.a. O, S.396—406 (Berech-
nungen aufgrund der 1vH-Wohnungsstichprobe
1978).
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Was die regionalen Disparitdten in der Woh-
nungsversorgung betrifft, so war die Wohnfla-
chenversorgung in ldndlichen Regionen zwar
mit 31,3 m? pro Person etwa gleich gut wie in
hochverdichteten Regionen (31,6 m?); pro
Haushalt betrachtet waren allerdings die
Wohnungen in den ldndlichen Regionen bei
jeder HaushaltsgréBe etwas gréBer als in den
hoch verdichteten Regionen. Umgekehrt,
ndamlich zugunsten der Verdichtungsgebiete,
gab es Versorgungsdisparititen zwischen
Stadt und Land in der Ausstattung der Woh-
nungen°).

Hilfen fiirs Wohnen
Ende 1978 gab es 1.5 Millionen
Wohngeldempfanger

davon: _Aeniner,  Arbeit- Sozialhilfe-

ohne 8
Wohngeld T 6
( % 14

Das eigentliche Problem der Ballungsgebiete
liegt aber im zu geringen Bestand an billigen
Wohnungen. Die Zahl der einkommensschwa-
chen Wohnungssuchenden nimmt in den Bal-
lungsgebieten laufend zu, wobei besonders
junge Haushalte, Rentner und Unterstiit-
zungsempfdanger betroffen sind. In Frankfurt
am Main beispielsweise erhéhte sich von An-
fang 1975 bis Ende 1978 die Zahl der Woh-
nungssuchenden von 8400 um 140% auf
20 0003'). Die Lange der ,Warteschlangen" vor
den Wohnungsdmtern nimmt so bedrohliche
AusmaBe an, daB man in der Tat wieder von ei-
ner neuen Wohnungsnot sprechen kann.
Dementsprechend verwundert es nicht, daB
schon 1978 in allen Baualtersklassen die m?*-

19) Sachverstdndigenkommission ,Wohnungspoli-
tik" beim Bundesminister fiir Raumordnung, Bauwe-
sen und Stddtebau, bes. Tabellenanhang 4/4.

1) Stadt Frankfurt am Main, Jahresbericht 1978 der
Kommunalen Wohnungsvermittlungsstelle, S. 3.
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Miete in Hamburg und Miinchen tiber dem
Bundesdurchschnitt lag; gerade diese Miet-
preise diirften inzwischen noch erheblich
iiberdurchschnittlich  weiter angestiegen
sein %2),

Bei der bisherigen Disparitdtenanalyse han-
delt es sich lediglich um eine Analyse des
Nachholbedarfs: Wie viele Wohnungen wel-
cher GroBe und Ausstattung hitten wir 1978
zusdtzlich haben miissen, damit der Normbe-
darf gedeckt gewesen wire, und wie hdtten die
Mietpreise sein miissen?

Eine durchdachte Wohnungspolitik muf} dar-
iiber hinaus aber auch den Neubedarf beriick-
sichtigen, also den Bedarf, der sich ergibt in-
folge von Bevolkerungs- und Haushaltspro-
gnosen. Der Neubedarf kann sicher vielfach
auf dem Markt selbst gedeckt werden, aber
wegen der Besonderheiten des Wohnungs-
marktes hat der Staat hier auch eine Investi-
tionsanreizfunktion, die neben die sozialpoliti-
sche Funktion des Disparitdatenausgleichs tritt.
Beim Neubedarf wird nun von vielen folgende
These vertreten:

Da von 1965 bis 1980 die Geburtenrate erheb-
lich abgenommen habe, sei etwa ab Anfang bis
Mitte der neunziger Jahre, wenn diese Grup-
pen ins Alter kommen, wo sie eigene Haus-
halte griinden, mit einer erheblichen Ab-
nahme der Haushaltsneugriindungen zu rech-
nen. Somit seien Investitionen in den Woh-
nungsbau Fehlinvestitionen, da langfristig der
vorhandene Wohnungsbestand durchaus aus-
reiche.

Diese These leidet genau wie die These vom

ausgeglichenen Wohnungsmarkt unter einer
unzuldssigen Pauschalierung der erwarteten
Entwicklung fiir die Zukunft. Drei Aspekte
sollen hier besonders herausgegriffen wer-
den:

a) Der ,Altenberg” Das Verhiltnis von Perso-
nen im Rentenalter zu Personen im Erwerbsal-
ter betrdgt zur Zeit 1 : 3. In fiinfzig Jahren wird
dieses Verhdltnis 2:3 betragen?®’). Das Ver-
héltnis der Alten zu den Erwerbsfahigen wird
also ganz anders aussehen als heute. Bisher
gingen die Theorien iiber groBraumige Bevél-

kerungswanderungen von der These aus, die

Bevélkerung wandere tendenziell zu den Or-
ten, wo geeignete Arbeitspldtze, Berufsbil-
dungsmoglichkeiten und héhere Verdienst-
moglichkeiten geboten wiirden.

%) Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwe-
sen und Stddtebau, Die Wohnungsmarktlage in den
Grolistdadten, Pressemitteilung 22/1981.

*¥) Volker Meinhardt, Verldngerte Lebenserwar-
tung — zusdtzliche Probleme fir die Alterssiche-
rung, in: DIW-Wochenbericht 28 (1981} S. 323f.
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Wenn knapp die Hailfte der Haushalte aus
Rentnern und Pensiondren besteht, spielen
aber ganz andere Faktoren eine Rolle: Der
Wohnwert und der Freizeitwert riicken in den
Vordergrund; schon in den siebziger Jahren
erlebten die USA dramatische Wanderungs-
bewegungen aus dem ,frost belt" des Nord-
ostens in den ,sun belt" des Siidwestens. Bei ei-
nigermaBen stabilen wirtschaftlichen Verhalt-
nissen wiirden unter diesen Voraussetzungen
Miinchen, Freiburg, das Alpenvorland, der
Schwarzwald immer Wohnungsknappheit be-
halten. Zwar diirften die Renten ihr jetziges
Wachstumsniveau relativ verlieren, aber viele
unter den Alten werden auch iiber Vermo-
gensreserven verfiigen. Dabei stellt sich dann
die Frage, wie die Alten der Gesellschaft kiin{-
tig leben werden oder sollen.

Lehnt man die groBen ,Sterbefabriken’ ab und
setzt sich statt dessen fiir eine Stéarkung des
Subsidiaritdtsprinzips ein, so konnten sich fir
den Staat Wohnungssubventionen an Fami-
lien lohnen, die sich verpflichten, dafiir ihre
Eltern mit zu versorgen; das ist nicht nur hu-
maner, sondern es kénnte billiger sein als Al-
tenheime mit immensen Folgekosten.

b) Die Arbeitslosenquote: Eine Zunahme der
Arbeitslosenquote in den achtziger Jahren
wurde von den groBen Wirtschaftsforschungs-
instituten schon seit mehreren Jahren vorher-
gesagt??). Insbesondere werden es Jugendli-
che ohne Hauptschulabschlu und ohne abge-
schlossene Berufsausbildung immer schwerer
haben, einen dauerhaften Arbeitsplatz zu be-
kommen. Unklar ist, ob der fiir die neunziger
Jahre erwartete Riickgang des Arbeitskrifte-
angebots die Arbeitslosigkeit aller beseitigen
wird. Denkbar ist auch die dauerhafte Heraus-
bildung eines Arbeitsmarktes, auf dem ein Teil
der Erwerbspersonen stets potentiell arbeits-
los bleibt und bei dem der Anteil der informel-
len Arbeit, der Schwarzarbeit usw., héher ist
als heute. Diese Prozesse kénnten wohnungs-
und siedlungsstrukturell in einer verstdrkten
sozialen Segregation ihren Niederschlag fin-
den, vielleicht auch in der Verslumung von
Stadtquartieren und der Verarmung bestimm-
ter Regionen.

¢) Der Ausldnderanteil: Die Ausldnderpolitik
wird zur Zeit sehr kontrovers erértert. Aber
selbst, wenn dem Ausldnderzustrom im gro-
Ben und ganzen Einhalt geboten wiirde, wiir-
den EheschlieBungen und Kinderzahl der

) Vgl. etwa Eduard Pestel, Rolf Bauerschmidt, Mi-
chael Gottwald, Peter Méller und Wolfgang Oest,
Das Deutschland-Modell, Stuttgart 1978, bes.
S.129f; Deutsches Institut Ffir Wirtschaftsfor-
schung, Eine mittelfristige Strategie zur Wiederge-
winnung der Vollbeschéftigung, in: DIW-Wochen-
berichte, H. 15 (1978), bes. S. 1501f.
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Auslander ein Ansteigen ihres Anteils an der
Bevolkerung bewirken. Fiir Frankfurt etwa
wird prognostiziert, daB selbst bei gegebener
Auslanderpolitik der Ausldnderanteil bis zum
Jahr 2 000 von zur Zeit 21,4 % auf knapp 50 %
steigen werde?®). Die Integration der Ausldn-
der ist zwar hauptsdchlich ein Problem der Bil-
dungs- und Arbeitsmarktpolitik, aber die
Wohnungspolitik kénnte gewil auch in der
Ausldnderfrage eine wichtige Rolle spielen, es
sei denn, wir ndhmen Entwicklungen wie im
New Yorker Stadtteil Bronx in Kauf, wo sich
der Staat einschlieBlich Polizei und Woh-
nungspolitik aus bestimmten Stadtteilen ein-
fach herauszieht und diese Stadtteile samt ih-
rer Bewohnerschaft schlicht verkommen
laBt.

3. Investitionsanreize

Es handelt sich bei der Wohnung um ein
langlebiges Wirtschaftsgut. Die Baukosten
verdoppeln sich alle sieben bis acht Jahre.
Die dlteren Mietwohnungen, deren Herstel-
lungskosten niedrig waren und bei denen die
Hypotheken bereits getilgt sind, konnen
schon bei einem relativ niedrigen Mietpreis
Gewinn abwerfen.

Demgegentiiber liegen — wie wir oben sahen
— typischerweise die Aufwendungen fiir die
Mietwohnung in den ersten ca. zehn bis fiinf-
zehn Jahren nach ihrer Errichtung— zur Zeit
vielleicht sogar noch langer — iiber den Erlé-
sen. Eine Rentabilitdt des Gutes Mietwohnung
ergibt sich somit erst bei einer langfristigen
Kalkulation. Bei hohen Zinssdtzen und kurz-
fristigen Zeithorizonten der Investoren sowie
bei unsicheren Zukunftserwartungen, wie sie
bezeichnend fiir die Gegenwart sind, leidet die
Investititonsneigung in den Wohnungsbau
ganz unvermeidlich.

Ahnlich in der Eigenheimférderung: Die hohe
Anfangsbelastung hindert gerade junge Fami-
lien mit mittlerem Einkommen am Eigentums-
erwerb, selbst wenn das Eigentum langfristig
fiir diese Familie auch wirtschaftlich vorteil-
hafter ist als die Mietwohnung. Hier hat der
Staat in den letzten Jahren véllig falsche Ak-
zente gesetzt: er hat vor allem die gut verdie-
nenden Eigentiimer subventioniert. Im Bun-
desbauministerium wird der Anteil der Mit-
nehmereffekte bei den Steuervergiinstigun-
gen nach § 7b Einkommensteuergesetz auf 90

3%) Bernd Hausmann, Nicht die Konzentration, son-
dern das Getto verhindern, in: Frankfurter Rund-
schau, Nr. 195 vom 25. 8. 1981, S. 7{; vgl. auch: Her-
wig Birg, Slmulatlonsrechnung zur Bevélkerungs-
entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland fiir
Deutsche und Ausldnder bis zum Jahre 2030, in:
DIW-Wochenbericht, H. 24 (1981), S. 263{f.
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bis 95 % 3°) geschatzt; diese 90 bis 95 % der Bau-
herren und Erwerber héatten auch ohne Forde-
rung Eigentum erworben. AuBlerdem ist die Ei-
gentumsférderung in den siebziger Jahren
groBenteils in ldndliche Raume geflossen und
nicht in Gebiete mit besonderem Wohnungs-
bedarf*?).

Dariiber hinaus wurden, besonders durch die
Ausweitung der Steuervergiinstigungen nach
§7b und durch die Modernisierungs- und
Energiesparférderung, gerade Einkommens-
starke zu sehr ermuntert, statt neu zu bauen
ihre zusdtzliche Wohnungsnachfrage im Be-
stand zu befriedigen. Die Akzente hitten statt
dessen auf der Neubauforderung liegen miis-
sen.

Stark kontrovers, auch zwischen den politi-
schen Parteien, wird zur Zeit die Frage eror-
tert, welche Investitionsanreize fiir den Staat,
d. h. fiir den Arbeitsmarkt wie fiir.die Mieter,
am effizientesten seien.

Die eine Richtung meint, da die 6ffentlichen
Kassen leer seien, solle man vor allem die Gel-
der privater Investoren in den Wohnungs-
markt lenken und damit auch zugleich die
Baukonjunktur anreizen; das kénne am besten
geschehen durch Gewdhrung zusdtzlicher
Steuervergiinstigungen fiir den Mietwoh-
nungsbau und — vor allem — fiir den Eigen-
heimbau.

Die andere Richtung will die Disparitdten di-
rekter beseitigen, insbesondere durch Wieder-
belebung des Sozialen Mietwohnungsbaus,
aber auch durch gezielte Eigentumsférderung
zugunsten von mittleren Einkommensschich-
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38) Ulrich Pfeiffer, Wohnungsmarkt Wohnungspoli-
tik und Zinsexplosion, in: Bundesbaublatt, H.8
(1981), S. 524.

¥7) Zum AusmaB der regionalen Disparitdten vgl.
Hartmut Meuter und Jutta Schmidt-Bartel,
Regionale Unterschiede in der Wohnungsversor-
gung von Haushalten in der Bundesrepublik
Deutschland, in: Informationen zur Raumentwick-
lsuggéﬂH.S/ﬁ (1981), S.389ff. und H.7/8 (1981),
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ten unter Vermeidung von Mitnehmereffek-
ten. Zwar ist dieser Ansatz zielgerichteter, er
erfordert aber auch einen wesentlich h6heren
Einsatz an 6ffentlichen Mitteln pro Wohnein-
heit.

Welche der beiden Richtungen wirklich die
besseren Resultate bringen wiirde, hdangt z. T.
wohl von ordnungspolitischen Grundsatzent-
scheidungen ab, z. T. aber auch von der Wirk-
samkeit des ,Sickereffekts": Werden durch die
aufgrund von Steuervergiinstigungen zugun-
sten von Einkommensstarken zusdtzlich er-
richteten Wohnungen ,Umzugsketten” so in-
itiiert, daB sich auch rasch die Versorgungs-
lage der Einkommensschwachen verbessert,
oder besteht der Wohnungsgesamtmarkt aus
einer Vielzahl voneinander mehr oder weni-
ger unabhdngiger regionaler und sozialer Teil-

Angesichts der knappen 6ffentlichen Mittel
kann die 6ffentliche Hand ihr Subventionsvo-
lumen, das zur Zeit noch ca. 20 Mrd. DM jdahr-
lich ausmacht, nicht mehr gieBkannenmabBig
verteilen. Betrachtet man die Struktur dieses
Subventionsvolumens, so zielen gegenwadrtig
ca. drei Viertel dieser Mittel auf Wohnungsei-
gentum, wahrend nur die restlichen 25 % di-
rekt den Mieterhaushalten zugute kommen,
die immerhin tber 60 % aller Haushalte um-
fassen.

Die groBten Anteile am jdhrlichen Forde-

rungsvolumen haben heute nach Schédtzungen

des IFO-Instituts die Breiche

— sozialer Wohnungsbau mit ca. 28 %,

— erhohte Abschreibung nach § 7b EStG mit
ca. 26 %,

— Wohngeld mit ca. 15 % und

— Bausparférderung  mit
15 % 1),

ebenfalls ca.

38) Vgl. u.a. Reinhold Weissbarth und Matthias
Thomae, Sickereifekte verschiedener Formen der
Wohnbau- und Bausparférderung, Bonn: Bundesmi-
nisterium fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadte-
bau 07.003, 1978; Helmut Westphal, Die Filtering-
Theorie des Wohnungsmarktes und aktuelle Pro-
bleme der Wohnungsmarktpolitik, in: Leviathan,
H. 4 (1978), S. 536—557; Detlev Ipsen, H. Glasauer
und W. Heinzel, Teilmirkte und Wirtschaftsverhal-
ten privater Miethausbesitzer, Kassel: Fachbereich
fiir Stadt- und Landschaftsplanung der Gesamthoch-
schule, 1980.

39) Vgl. Gesellschaft fiir Wohnungs- und Siedlungs-
wesen e. V., Warteschlangen vor den Wohnungsdam-
tern, Hamburg 1980.

%) Karin Behring, Sparen an Wohnungssubventio-
nen?, in: ifo-Schnelldienst, H. 22 (1981), S. 12.
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markte, so daB etwa eine Vermehrung des
Wohnungsangebots auf einem Teilmarkt fiir
Einkommensstarke auf dem Lande nicht zur
Beseitigung der Wohnungsnot etwa von Stu-
denten oder Ausldndern in GroBstddten bei-
triagt?

Die Antworten durch theoretische und empi-
rische Analysen sind keineswegs eindeutig ®).
Vieles deutet allerdings darauf hin, daB An-
fang der achtziger Jahre die ,Teilmarkttheo-
rie" starker zu belegen ist als im Jahrzehnt da-
vor; offensichtliche Indizien dafiir sind die zu-
nehmenden Warteschlangen vor den Woh-
nungsamtern %) und das Phanomen der Haus-
besetzungen. Vieles spricht also fiir eine ge-
wisse Wiederbelebung des Sozialen Woh-
nungsbaus. Ist dieser aber noch finanzierbar?

III. Wohnungspolitik am Ende?

Am wenigsten umstritten ist dabei noch das
Wohngeld. Es erfiillt eine wichtige sozialpoli-
tische Funktion '), wenngleich es die Mietbe-
lastung der unteren Einkommensschichten le-
diglich um etwa ein Drittel senkt. Auch gehen
vom Wohngeld wenigstens unmittelbar keine
Investitionsanreize fiir den Neubau aus.

Das bisherige System der Steuervergiinstigun-
gen zur Eigentumsférderung ldBt sich nicht
anders als Verschwendung &6ffentlicher Gel-
der bezeichnen, wenn es tatsdchlich 90—95 %
«Mitnehmereffekte" beinhaltet, wie vom Bun-
desbauministerium postuliert.

Die Bausparférderung hat gute Wirkungen,
nur soliten gerade einkommensschwichere
junge Haushalte und groBe Familien beson-
ders begiinstigt werden.

Der traditionelle soziale Wohnungsbau birgt,
wie wir sahen, viele Ungerechtigkeiten wie
Mietverzerrungen und Fehlbelegungen, ob-
wohl er in der Lage wiére, auf den Teilméarkten
Erleichterungen zu schaffen, auf denen die
Versorgungsdisparitdten noch besonders grofB}
sind. Auf jeden Fall ist das notwendige Sub-
ventionsvolumen pro Neubauwohnung doch
recht hoch.

Angesichts dessen macht sich gerade auf Bun-
desebene zur Zeit eine eher resignative Hal-
tung breit: vom Wohngeld abgesehen, wird
wenigstens mittelfristig ein Riickzug aus der
Wohnungspolitik angestrebt. Diese Riickzugs-

41) Joérn Barnbrock, Stephen Mayo, Eugen Dick, Sub-
ventionswirkung von Wohngeld, Bauwelt 48, 71. Jg.
(1980), S. 2162—2167.
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absichten erhalten durch Kompetenzpro-
bleme bei der ,Mischfinanzierung" der Woh-
nungsbausubventionen zwischen Bund und
Lindern noch weitere Nahrung. Die Verlage-
rung der Wohnungspolitik auf die untere
Ebene wdre zwar insofern plausibel, als die
Probleme von Gemeinde zu Gemeinde ganz
unterschiedlich ausgesprégt sind. Im Gegen-
satz zur Nachkriegszeit, wo es darauf ankam,
iiberall so viele Wohnungen wie moéglich zu
errichten, sind die Wohnungsprobleme heute
sehr vielfdltig und reichen von der Beseiti-
gung sozialer Diskriminierung {iber den Denk-
malschutz bis zum Management von Bauland-
knappheit. Die Kommunen kénnten also am
ehesten die Ineffizienz des ,GieBkannenprin-
zips" liberwinden und die Mittel so einsetzen,
daB sie direkt an den jeweiligen Engpdssen
wirken.

Allerdings mangelt es den Gemeinden zur
Zeit

— an ausreichenden aktuellen Daten fiir eine
umfassende Lageanalyse; der Bund besitzt da
auf seiner Ebene mit der 1vH-Wohnungsstich-
probe eine bessere Datengrundlage;

— an der Verfiigungsmoglichkeit iiber nicht
allzu eng zweckgebundene Finanzmittel, die
jeweils der Problemlage entsprechend wiirden
eingesetzt werden kénnen;

— an der Kenntnis iiber die Wirkungsweise
alternativer Mafnahmen und vor allem an ei-
ner wohnungspolitischen Gesamtkonzeption;

— an den institutionellen Voraussetzungen
innerhalb der Verwaltung, so daB die woh-
nungspolitischen Strategien in der Praxis
. nicht durchgefiihrt werden kénnten.

Kurz- und mittelfristig wdre ein Riickzug des
Bundes aus der Wohnungspolitik also nicht
sinnvoll; auf jeden Fall bleibt eine Rahmenfi-
nanzierung ,von oben" unerldBlich.

Kiinftige Forderungssysteme im sozialen
Wohnungsbau miissen so gestaltet werden,
daB Mietverzerrungen vermieden werden und
Mietvorteile gezielt sozial Schwachen zuflie-
Ben. Die Erlése aus der Wegnahme der Miet-
vorteile héherer Einkommensschichten miiB-
ten zur Finanzierung des Neubaus herangezo-
gen werden. Das Institut Wohnen und Umwelt
hat in diesem Zusammenhang einen Vor-
schlag fiir einen ,Jastengerechten Wohnungs-
bau" entwickelt %2).

42) Rudi Ulbrich, Rudolf Halberstadt, Rolph Nieder-

berger und Uwe Wullkopf, Grundsitze fiir die kiin{-

tige Wohnungspolitik, Darmstadt: Institut Wohnen

und Umwelt, 1980. Vgl. auch Institut Wohnen und

{djmw\;eélé1[Hrsg.}. Wohnungspolitik am Ende? Opla-
en .
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Klar ist auch, daB der notwendige Abbau in
den Disparitdten nicht nur und noch nicht ein-
mal hauptsdchlich durch Wohnungsneubau
erfolgen kann — das wire fiir den Staat viel zu
teuer —, sondern auch und hauptsdchlich
durch eine Wohnungsbestandspolitik. Am na-
heliegendsten ist dabei eine neue Politik des
Sozialwohnungsbestandes, weil hier der Staat
den Bau wesentlich (schon) finanziert hat und
dieser Bestand den Preis- und Belegungsbin-
dungen im Prinzip schon unterliegt. Aller-
dings werden die Losungen zur Zeit auch kon-
trovers gesehen. Einige meinen, man solle den
Mietwohnungsmarkt moglichst vereinheitli-
chen und deshalb den Bestand zumindest der
privaten und sonstigen Bauherren und der
freien Unternehmen aus den Bindungen be-
freien, indem man die Eigentiimer zur vorzei-
tigen Ablésung der 6ffentlichen Darlehen —
z. B. durch Zinsanhebungen — anreizt*?); die
Gelder kénnte man zur Aufstockung des Sub-
ventionsvolumens fiir den Neubau nutzen.
Andere dagegen argumentieren, dafl die vor-
zeitige Ablosung der Darlehen eine einseitige
Bevorzugung der Bauherren darstelle, denen
der Staat dann in der Anfangsphase nach Er-
richtung der Wohnungen das Verlustrisiko
genommen habe, die erst spdter sich entwik-
kelnden Mietvorteile kénnte der Eigentiimer
nun selbst erzielen; es komme vielmehr darauf
an, die Wohnungen so lange wie méglich in
den Bindungen zu halten, weil dann erst Miet-
vorteile gegeniiber marktméBig angebotenen
Wohnungen zur Geltung kommen und fiir so-
zialpolitische Ziele nutzbar gemacht werden
koénnten #4).

Eine Méglichkeit fiir Vermieter, die Bindungs-
vorschriften sowie die Nachwirkungsfrist —
die bei vorzeitiger Riickzahlung der o6ffentli-
chen Darlehen die Bindungswirkungen in ei-
nigen Gebieten verlingert — zu umgehen, ist
die Umwandlung der Sozialmietwohnungen:
denn im Kaufpreis kénnen die zukiinftigen
Marktmieten (oder, bei Gemeinniitzigen, der
Wiederbeschaffungspreis) schon sofort reali-
siert werden und zudem noch vom Erwerber
Steuervorteile bei Kauf (§ 7b EStG), Moderni-
sierung und Instandsetzung. Hinzu kommt,
daB viele dltere Sozialmietwohnungen nicht
ausreichend instandgehalten worden waren
und die dafiir vorgesehenen Pauschalen im

43) So z. B. der Bundesminister fiir Wirtschaft Otto
Graf Lambsdorff anldBlich des F.D.P.-Fachkongres-
ses ,Liberale Wohnungs- und Stéddtebaupolitik fir
die 80er Jahre' am 16. 11. 81 in Osnabriick (Manus-
kript S. 25).

44) So z. B. Bernd Bartholmai und Rudi Ulbrich, Frei-
gabe der Sozialwohnungen?, in: DIW-Wochenbe-
richt, H. 1/2 (1979), S. 1—5; ebenso ,Zur Problematik
der Liberalisierung des Sozialwohnungsbestandes’,
in: Bundesbaublatt, H. 4 (1979), S. 195—198.
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Rahmen der ,Kostenmiete" praktisch iiber
Jahrzehnte hin wie ein Gewinn verwendet
worden waren. Bevor die Méangel sichtbar wer-
den und aufwendige Renovierungen anstehen,
lohnt sich ein Verkauf besonders.

Wohnungspolitisch drohen aber Umwandlun-
gen von Miet- in Eigentumswohnungen das
Angebot an preiswerten Mietwohnungen zu
verteuern und zu verknappen. Hinzu kommt,
daB trotz aller Beteuerungen der Vermieter
die Umwandlung von Miet- in Eigentumswoh-
nungen fast immer zu erheblichen Verdran-
gungen der angestammten Mieter fiihrt: be-
sonders verdrangungsgefihrdet sind untere
Sozialschichten, dltere Menschen und ausldn-
dische Arbeitnehmer. Diese Mieter kennen
ihre Rechte auch vielfach zu ungentigend. Und
wenn Mieter kaufen, dann zeigt die Erfahrung,
daB viele von ihnen den KaufentschluB bei
griindlichen Uberlegungen und weniger Au-
Bendruck nicht getroffen hatten %),

Damit ist zu den Zielen des sozialen Woh-
nungsbaus neben der Angebotsausweitung zu-
gunsten breiter Schichten der Bevélkerung
zunehmend das Ziel der Erhaltung des Sozial-
wohnungsbestandes insbesondere fiir sozial
benachteiligte Gruppen getreten. Das gilt ins-
besondere angesichts der neuen Wohnungs-

*5) Nach einer Untersuchung von Infratest fiir das
BMBau (bisher unveroéffentlicht).
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not*¢) in den Stddten, fiir Gebiete mit erhéh-
tem Wohnungsbedarf+’), in denen die Erhal-
tung und der Ausbau des Bestandes an Sozial-
mietwohnungen m. E. die geeignetste und fis-
kalisch langfristig glinstigste Strategie ist, um
sozial schwicheren Bevolkerungsgruppen auf
Dauer akzeptable Wohnverhiltnisse zu si-
chern.

Die Weichen fiir die kiinftige Wohnungspoli-
tik werden gegenwirtig gestellt. Die Richtung
und der Umfang der kiinftigen MaBnahmen
werden zunehmend von den wirtschaftlichen
Moéglichkeiten der offentlichen Hande dik-
tiert. Ein ,Ei des Kolumbus" zur Lésung der
wohnungspolitischen Probleme wird wohl nie-
mandem einfallen; doch kann die L6sung we-
der in der Subventionierung nahezu aller Be-
volkerungsgruppen nach dem ,GieBkannen-
prinzip" noch in der uneingeschrankten Uber-
fiihrung der Wohnungswirtschaft in die
Marktwirtschaft ohne soziale Absicherungen
liegen.

16) Vgl. dazu auch: Deutscher Stddtetag (Hrsg.),
Neue Wohnungsnot in unseren Stddten (Neue
Schriften des deutschen Stiddtetages; H. 41), Stutt-
gart 1980, sowie Michael Miiller, Verknappung des
preiswerten Wohnungsbestandes als Hauptproblem
der Wohnungspolitik, in: WSI-Mitteilungen, H.9
(1980), S. 525—534.

17) Dazu Heinz Sautter und Uwe Wullkopf, Festle-
gung von Gebieten mit erh6htem Wohnungsbedarf
nach dem Wohnungsbindungsgesetz, in: Der Ge-
meinderat, H. 12 (1980), S. 18—19.
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Dietmar Gorgmaier

Haben wir wieder eine Wohnungsnot?

Die Situation am Wohnungsmarkt

.

Gedanderte Verhaltensmuster in der
Bevolkerung

Monate- oder gar jahrelang leerstehende Hau-
ser in oft noch hervorragendem baulichen Zu-
stand haben vor zehn Jahren allenfalls die
kommunalen Baureferate gestort. In einer re-
gen Neubautdtigkeit und Baulandausweisung
in den sechziger und siebziger Jahren war in
breiten Bevélkerungskreisen und kommuna-
len Amtern wenig Interesse an alter Bausub-
stanz vorhanden. Die Situation hat sich Ende
der siebziger Jahre gedandert:

— Einmal stieg im Zeichen der Nostalgie-
welle das Interesse an historischer Bausub-
stanz und Ornamentik im allgemeinen, die Be-
liebtheit der Jugendstilhduser, neoklassizisti-
scher- und neobarocker Stadthduser im beson-
deren.

— Zum anderen richtete sich das Interesse
einkommensstarker Bevolkerungsschichten
auf die Kerne der GroBstddte, die frither eher
verlassen wurden, was zur beriihmt-beriichtig-
ten Monostruktur der Innenstddte (Geschifte,
Banken) gefiihrt hatte. Die Nachfrage nach hi-
storisch-liebenswert gewordener Bausubstanz
stieg aber auch bei der Jugend. Viele sehnten
und sehnen sich nach einem Wohnumfeld und
einem Milieu mit starkeren Identifikations-
moglichkeiten, als dies in den oft monotonen
Neubaugebieten méglich ist.

Angesichts dieser gednderten Verhaltensmu-
ster und des jetzt seit drei Jahrén in manchen
Stddten ansteigenden Wohnraummangels!?)
wurden leerstehende und noch dazu in der
Wertschitzung gestiegene historische Stadt-
hduser zu einem Argernis. Weil leerstehende
Hauser in manchen Stadtkernen keine Selten-
heit sind, niitzten Hausbesetzer die allge-
meine Stimmung und den MiBmut vieler
Wohnungssuchenden fiir ihre spektakuldren
Aktionen aus, um auf eine Wohnungsnot hin-
zuweisen.

Absehbare tatsichliche Wohnungsmingel
in den Stadten

Nun stellt sich die berechtigte Frage: Haben
wir, gemessen an der Einwohner-Wohnfla-

') Siehe u.a. Wolfram Engels, Das Schlagwort von
der Wohnungsnot, in: FAZ v. 7. 3. 1981.
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chen-Relation, objektiv eine Wohnungsnot?
Die Frage, so gestellt, 1aBt sich mit ja und mit
nein beantworten: Es gibt mit Sicherheit keine
Wohnungsnot wie nach dem Zweiten Welt-
krieg, als z.B. 1950 jeder 3.Haushalt iiber
keine eigene Wohnung verfiigte. Heute gibt es
den Wohnungsmarkt, wie er in der sechziger
Jahren bestand, nicht mehr. Es gibt dafiir Teil-
markte, '

— also Gebiete mit ausgeglichener Wohnver-
sorgung beispielsweise im landlichen Raum, in
den Mittelzentren und meisten Oberzentren;
— Gebiete, in denen fiir bestimmte, finanziell
schlechter gestellte Bevolkerungsgruppen
wie kinderreiche Familien, Teile der Stu-
dentenschaft, dltere Menschen und ausldndi-
sche Arbeitnehmer nur schwer eine er-
schwingliche Wohnung zu bekommen ist. Dies
ist meist in den Verdichtungsgebieten der
Fall. Freilich gibt es auch in den Verdichtungs-
gebieten fiir doppelverdienende Ehepaare
ohne Kinder und einkommensstarke Bevélke-
rungsgruppen auf dem Wohnungsmarkt pro-
blemlos eine gute Wohnung, sehen wir von
der extremen Situation des Wohnraumman-
gels in Miinchen und Berlin einmal ab.

In den Verdichtungsgebieten bestimmt eine
gegenldufige Entwicklung von Angebot und
Nachfrage die Entwicklung: Die Zahl der
Wohnungssuchenden steigt, das Angebot
preisgiinstiger Altbauwohnungen nimmt stdn-
dig ab?). Hinzu kommt, daB die Auftragsver-
gabe an das Bauhauptgewerbe seit 1980 durch
einen splirbaren konjunkturellen Riickgang
gekennzeichnet ist. 1980 wurden um ca. 10 %
weniger Auftrdge vergeben als 1979. Die Ent-
wicklung im Ausbaugewerbe ist dagegen we-
gen der groBen Bedeutung der Altbauerneue-
rung und Energieeinsparung giinstiger verlau-
fen. Hohe Zinsen, horrend hohe Baulandpreise
(1979 lag der durchschnittliche Preis fiir bau-
reifes Land im Bundesgebiet bei 69,09 DM/m?,
1980 bereits §7,89 DM/m?) und Baukosten lie-
Ben die Wohnungsbauinvestitionen auch 1981
um etwa 4% abnehmen?). Wurden 1980 noch

?2) Siehe Antwort des Bundesministers fiir Raum-
ordnung, Bauwesen und Stddtebau, Dieter Haack,
auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, BT-Drs. 9/341 zu Ziff. L.

3) Vgl. dazu: Verstdrkter Produktionsriickgang im
Baugewerbe, in: Wochenbericht 13/81 des DIW, 48.
Jg. v. 26.3. 1981, S. 148.
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So wohnen die Mieter

Von je 100
Mieter-Haushalten
wohnen in:

Sozial-

wohnungen = ssssanss
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( bis 1948)
G fifiiit

380 000 Wohnungen fertiggestellt, waren es
1981 nur mehr 350 000 Wohnungen ). 1973, im
Jahr der ersten Energiekrise, waren noch
710 000 Wohnungen gebaut worden®). Von
1970 bis 1979 wurden im Bundesgebiet rund

5 Mio. Wohnungen gebaut, wdhrend die
Bevélkerung im gleichen Zeitraum um etwa
1 Mio. abnahm?®). Das heiBt: Die Wohnungs-
versorgung hat sich gegeniiber 1970 um 25 %
verbessert.

Auf den ersten Bllck scheint es ibertrieben,
von einer Wohnungsnot zu sprechen. In der
Tat: Man kann denn auch allenfalls von einer
partiellen Wohnungsnot in einigen Verdich-
tungsgebieten und Universitdtsstadten spre-
chen. Zum Thema ,Wohnungsnot in den Grof-
stidten", das seit Wochen mit zunehmender
Heftigkeit diskutiert wird, hat das Wohnungs-
bauministerium (BMBau) in der Beantwortung
der Kleinen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion
+Wohnungsmarktlage in den GroBstdadten"?)
folgendes herausgefunden:

Die Zahl der fertiggestellten Neubauwohnun-
gen ist von 1975 bis 1978 in den Verdichtungs-
gebieten um 36 %, im gesamten Bundesgebiet

aber nur um 16 % zuriickgegangen®). Der

) Siehe: Wohnungsbau, in: DIW-Wochenbericht
41/81, 48. Jg. v. 8. 10. 1981, S. 466.

*) Siehe: Baurezession in Westeuropa, Ergebnisse
einer EURO-CONSTRUCT-Konferenz, in: Ifo-
Schnelldienst 5/81, S. 18.

¢) Siehe dazu: Wolfram Engels, Das Schlagwort von
der Wohnungsnot, in: FAZ v. 7. 3. 1981.

7) Siehe BT-Drs. 9/341, Ziff. III, Frage 1 und 2.

8) BT-Drs. 9/341, Ziff. 1.
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Riickgang der Wohnungsproduktion ist also
eindeutig zu Lasten der stdadtischen Woh-
nungsmarkte gegangen. Allerdings konnte die
Wohnungsnachfrage bis in das Jahr 1979 hin-
ein noch in gewissem Umfang aus restlichen
UberschuBbestidnden gedeckt werden, die
durch die weit iiber die Nachfrage hinausge-
hende Bautdtigkeit der Jahre 1972 bis 1974
entstanden waren.

Die GEWOS-Analyse

Die Antwort auf die Kleine Anfrage (BT-Drs.
9/341), eine bereits 1976 abgeschlossene
regionale Wohnungsmarktanalyse in zehn
Grofistadten sowie eine von der Gesellschaft
fiir Wohnungs- und Siedlungswesen (GEWOS)
in Zusammenarbeit mit dem BMBau, dem
Deutschen Stddtetag und dem Deutschen
Stidte- und Gemeindebund durchgefiihrte
Analyse der Warteschlangen vor den Woh-
nugsdmtern sind die derzeit einzigen greifba-
ren Datenunterlagen fiir eine quantitative Er-
mittlung ,echter Wohnungsnotstiande" oder
nur scheinbarer Wohnungsnot. Die gestellte
Frage, ob — gemessen an Einwohnerzahl,
Wohnungsneubau und Belegungsdichte pro
Wohneinheit — heute eine Wohnungsnot
herrscht, ist daher nicht eindeutig zu beant-
worten. Die oft in der Presse genannte Zahl
von einem rechnerischen Fehlbestand an
Wohnungen im Bundesgebiet in der GréB8en-
ordnung von 500 000 bis 800 000 Wohnungen
ist sicher nicht richtig!
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Einziger jlingster Datenanhaltspunkt ist die
GEWOS-Analyse der Warteschlangen vor
den Wohnungsdamtern. Denn das quantitative
Verhiltnis von Haushalten zu vorhandenen
Wohnungen kann nicht angegeben werden,
weil es noch keine laufende Fortschreibung
der in der letzten Volkszdhlung von 1970 er-
mittelten Zahl der Privathaushalte gibt. Fir
den Wohnungsbestand gibt es zwar eine Fort-
schreibung der in der letzten Gebaude- und
Wohnungszdhlung (1968) ermittelten Woh-
nungszahlen. Da jedoch im Rahmen der Fort-
schreibung nur ein Teil erfaBt werden kann,
entfernt sich das Bild, das die statistischen Da-
ten vermitteln, mit zunehmendem zeitlichen
Abstand von der letzten Totalzdhlung immer
weiter von der Realitat.

In keiner Stadt wird auBerdem die Gesamtzahl
der Wohnungssuchenden erfaBit. Dies gilt vor

allem fiir die groBe Zahl der Wohnungssu-
chenden, die sich eine Wohnung auf dem
freien Wohnungsmarkt suchen. Die nach der
GEWOS-Analyse aus einzelnen Stddten be-
kannten Daten tiber die Warteschlangen vor
den Wohnungsdmtern beziehen sich auf ver-
schiedene Typen von Dringlichkeitsfdllen®):

Typ A = Warteschlangen beim Amt fiir Woh-
nungswesen ohne Kennzeichnung von Woh-
nungsstand oder Dringlichkeit durch die Be-
werber.,

Typ B = Warteschlangen mit Registrierung
der Bewerber um eine Wohnung mit Dring-
lichkeit oder anerkannter Notstandsdringlich-
keit.

Typ C = Warteschlangen aus registrierten
und als Dringlichkeitsfille anerkannten Be-
werbern.

Tabelle 1: Wohnungssuchende in einigen Grofistadten und Gemeinden

Registrierte Bewerber um eine Wohnung
Typ.der =y L‘“}qu et Anerkennung als |ohne Anerkennung Antragsteller auf
i ‘Wdrle- Sichiag Mpes Wohnunr;‘;- als Wohnungs- Wohnberechti-
S SRy notstands- notstands- gungsschein
Dringlichkeitsfall | Dringlichkeitsfall | gem. § 5 WoBindG
Hamburg C 30. 6. 1980 41 138 7077 34 061
Miinchen B 30. 9.1980 16 219 14 540 1673
Koln B 31. 3.1980 15 849 10 100 ca. 5 900
Frankfurt B 31. 12,1979 ca. 20 500 4 083 16 417
Nurnberg A 31. 12, 1979 5257 D27
Bielefeld (& 31. 12. 1979 4 350 3 747 603
Mannheim & 30, 6. 1980 6 500 2 000 4 500
Velbert B 31. 8.1980 1700 749 951
Ratingen B 8. 7.1980 940 250 690
Herten B 1. 4.1980 7 200 512
Fellbach B 30. 4.1980 250 60 190
Seelze A 1. 10. 1980 277 277
Paderborn A 31. 7.1980 ca. 700 700
Coesfeld A 31. 7.1980 20 20

Quelle: Die Wohnungsmarktlage in den GroBstadten, Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion,

BT-Drs. 9/341.

Nach der GEWOS-Analyse in fiinf GroBstdd-
ten (Frankfurt, Koln, Bielefeld, Paderborn,
Mannheim) haben besonders Ein- und Zwei-
personenhaushalte Schwierigkeiten bei der
Wohnungssuche. In Frankfurt z. B. sind knapp
70 % der vorgemerkten Wohnungssuchenden
Ein- und Zweipersonenhaushalte. Knapp die
Halfte davon sind Leute, die 30 Jahre alt oder
jinger sind. In Miinchen entfallen 22% der
Dringlichkeitsfille auf junge Familien'°).

Aus der Antwort auf die Kleine Anfrage geht
weiterhin hervor, daB sich die Kostenmieten
im sozialen Wohnungsbau immer weiter von
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den Marktmieten entfernen. Das bedeutet, daBl
der Staat zunehmend mehr Mittel aufwenden
mubB, um die davoneilenden Kostenmieten auf
die Sozialmieten herunter zu subventionieren.
Die Bundesregierung gibt die Gesamtproduk-
tionskosten je qm Wohnfliche im sozialen
Wohnungsbau mit 2 500—3 000 DM an. Bei
dem derzeitigen Zinsniveau von rund 10,5%
effektiv errechnete das BMBau Kostenmieten,
die mit 27 bis 25 DM je qm doppelt so hoch

9) Siehe: BT-Drs. 9/341, Ziff. 1II, Frage 4.
19) Siehe BT-Drs. 9/341, Ziff. III, Frage 5.
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sind wie dig am Markt orientierten Ver-
gleichsmieten (12—15 DM/qm).

In allen Baualtersklassen liegt die Miete pro
Quadratmeter in den genannten GroBstdadten
iber dem Bundesdurchschnitt. Auffallend ist
dariiber hinaus, daB die Miete in schlecht aus-
gestatteten Altbauwohnungen in GroBstdadten
relativ hoch ist: Wahrend sie im Bundesgebiet
im Durchschnitt 297 DM betragt, liegt sie in
Miinchen bei 335 DM und in Hamburg bei
3,83 DM.

Weitere Kennzeichen des
Wohnungsmangels

Weiter geht aus der Antwort des BMBau auf
die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion als

besonders markantes Kennzeichen der derzei-
tigen Situation am Wohnungsmarkt in den
Ballungsgebieten hervor:

— Dramatischer Riickgang des Mietwohn-
baus; Versicherungen ziehen sich vom Woh-
nungsmarkt zurtick;

— hoher Fehlbestand an Wohnungen fiir so-
zial Schwache;

— hohe Fehlbelegung (20—40%) in Sozial-
wohnungen;

— Verfall der Altbauten. Griinde: Schlechte
Rendite, schlechtes Wohnumfeld (Verkehr);

— 49 % aller Miethaushalte mit drei Kindern
sind unterversorgt;

— 59 % aller Miethaushalte mit vier und mehr
Kindern sind unterversorgt.

Die Griinde fiir die Wohnungsnot

in den Innenstadt- und Stadtrandgebieten

Der wachsende Flichenanspruch
grofier Bevolkerungsteile

Der steigende Wohnfldchenanspruch der Bun-
desbiirger — nicht unzutreffend als ,Wohl-
standseffekt” bezeichnet — schligt wiederum
auf jene zuriick, die gegeniiber der Angebots-
situation am Wohnungsmarkt ohnehin stark
benachteiligt sind!!). Die statistische Verbes-
serung der Wohnungsversorgung ist etwa zu
vier Fiinftel den Biirgern zugute gekommen,
deren stetig gestiegenes Einkommen den ho-
hen Standard der Neubauwohnungen maB-
geblich bestimmt hat.

Woher kommt nun dieser wachsende Flachen-
anspruch? Viele Faktoren wirken hier wie-
derum zusammen. Es soll versucht werden, ei-
nige wichtige Griinde herauszufinden.

Noch in den sechziger Jahren waren fast alle
Funktionen des Familienlebens auf die Woh-

') Wachsende Wohnfldchenanspriiche der Bevél-
kerung sind der wichtigste Grund der partiellen
Wohnraumverknappung. Das léBt sich sogar stati-
stisch belegen: 1973 beanspruchten die Miinchner
Biirger 24,55 qm, 1978 waren es 27,08 qm, 1981 ist
nach vorldufigen Berechnungen der Bedarf pro Ein-
wohner auf 30,00 gm angestiegen. Siehe dazu: Egon
Dheus, Leiter des Statist. Amtes Miinchen, Griinde
fiir die Wohnungsnot, in: Miinchner Stadtanzeiger,
Nr.36v. 12.5.1981,S. 1 und S. 19. Eine ganz d@hnliche
Steigerung der Wohnraumanspriiche wird fiir Stutt-
gart nachgewiesen: Schdtzungen aus dem Jahre
1960 bezitfern den Wohnraumbedarf pro Einwohner
auf 20 gqm. Somit hat sich der Wohnflachenbedarf in
den letzten 20 Jahren um 10 gm je Einwohner ge-
steigert. Siehe dazu: Lothar Spdth, Wieder mehr
g/[ut zum Markt, in: Die Zeit, Nr. 11 vom 6. 3. 1981,
19

29

nung konzentriert und vor allem in der Hei-
zungsperiode auf nur wenige Rdume. Oft
wohnten zwei oder drei Generationen in ei-
nem Haushalt. Dann kam es immer mehr zur
Funktionstrennung, die von Sozialforschern,
Padagogen und Architekten befiirwortet wur-
de: Essen, Schlafen, Freizeit, eigenes Kinder-
zimmer usw. Die Funktionstrennung war aber
mit einem immer héheren Flachenverbrauch
verbunden. Die Motorisierung brachte zusdtz-
liche Mobilitdt in Form von Zweitwohnbesitz.
Mboébelindustrie und Wohn-Zeitschriften ha-
ben die Funktionstrennung ebenfalls beein-
fluBt. Hinzu kommen — im Gegensatz etwa
zur mediterranen Gesellschaft — das Ab-
standsdenken zum Nachbarn und der Trend
zum Abkapseln in der eigenen gerdumigen

Wohnung.

Geburtenstarke Jahrginge drangen auf den
Wohnungsmarkt

Aber nicht nur héhere Fldachenanspriiche,
wachsender Wohlstand und Isolierung unse-
res internen Lebensraumes tragen zur Ent-
wicklung unserer Wohnungsnot bei, sondern
auch die Tatsache, daB in den niachsten Jahren
geburtenstarke Jahrgdnge volljihrig werden
und damit in das ,Selbstdndigenalter” vorriik-
ken'?). Junge Menschen l6sen sich heute mit
18 Jahren vom Elternhaus und beanspruchen

dann sofort eine Wohnung, wenn méglich so-

12) In Miinchen werden es beispielsweise in den
nachsten Kinf Jahren jahrlich etwa 15 000 bis 16 000
junge Menschen sein. Siehe E. Dheus, a.a. O.
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gar eine abgeschlossene eigene Wohnung
(Ein-Zimmerwohnung). Verhaltensmuster und
. Wohlstandsdenken der Erwachsenen férben
hierbei zweifelsohne auf die Jugend ab?'?).
Hier wird eine Entwicklung sichtbar, die den
betroffenen =~ Kommunalpolitikern  groBes
Kopfzerbrechen bereitet. Denn durch den
Fortzug aus der elterlichen Wohnung wird ja
nicht Wohnraum dadurch frei, da die Eltern
den Wohnraum an Studenten oder Auszubil-
dende vermieten, sondern er wird von ihnen
und den noch zu Hause verbleibenden Kin-
dern selbst weitergenutzt.

Die rasche Zunahme der Scheidungen tréigt
ebenfalls dazu bei, die Situation auf dem Woh-
nungsmarkt zu verscharfen: Bezug einer Ein-
oder Zweizimmerwohnung durch den wei-
chenden Ehepartner. Vor allem am Problem
der ausziehenden Kinder und der zuriickblei-
benden Familienangehérigen wird deutlich,
daB vor allem die Bautechniken neu tiberdacht
werden miissen. Dies wird heute schon ein im-
mer dringenderes Problem, da zusétzlicher
Bauboden immer seltener wird. Wie knapp
Bauboden mittlerweile geworden ist und noch
wird, signalisiert nicht nur der hohe Preis von
400 bis 600 DM/qm im Raum Miinchen und

13) Allein durch das starkere Dréngen dieser gebur-
tenstarken Jahrgiange auf den Wohnungsmarkt
werden beispielsweise in Miinchen bis 1985 Jahr fiir
Jahr etwa 7000 bis 8 000 Wohnungen bendétigt;
siehe Egon Dheus, a.a. O, S. 19.

Oberbayern — eines Raumes, der wegen sei-
nes hohen Freizeitwertes, seiner guten Dienst-
leistungen und zahlreicher Wachstumsbran-
chen aus dem ganzen Bundesgebiet besonders
nachgefragt wird.

Ausmall und Griinde fiir leerstehende
Wohnungen in den Grofistidten

Die Zahl der leerstehenden Wohnungen ist
nicht bekannt. Wie die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag zur Frage
12 darlegt '), liegen jedoch fiir die einzelnen
Linder Angaben iiber den Grund und die
Dauer des Leerstehens von Wohnungen vor,
die auf der 1%-Wohnungsstichprobe 78 beru-
hen (vgl. Tabelle 2).

Zum Leerstehen von Wohnungen kommt es
aus verschiedenen Griinden '%). Oft handelt es
sich um kurzfristige oder langfristige Leer-
stande ;

— bei Einzug der Nachfolgebewohner;

— kurz bevor die Wohnungen gerade moder-
nisiert bzw. ihre Modernisierung konkret ge-
plant oder terminiert ist;

14) BT-Drs. 9/341, Frage 12.
1) Siehe Bericht iiber ,Wohnungs- und stadtebauli-
che Hintergriinde der Hausbesetzungen" v. 4. 2. 1981
des Bundesministeriums fiir Raumordnung, Stidte-
bau und Wohnungswesen.

Tabelle 2: Leerstehende Wohnungen in nichtlandwirtschaftlichen Wohngebduden

Grund des Leerstehens Dauer des Leerstehens Anteil der langer
als 3 Monate
leerstehenden
noch Eigen- | Moderni- e Wohnungen an
=T nicht timer sierung, bis langer e R R e
; bezogene| oder Reno- Zu als
1 g | y ‘ht-
Land SRS h.:ell]hd“- htlili‘|t{!lll| \.r|!erung. 3 Monate | 3 Monale g ]d{'::(;]“::!::h:m'
wohnung| wechsel | Umbau Wohngebauden
1 000 o von Spalte 1 % von Spalte 1
1 2 3 4 5 6 7 8
Schleswig-Holstein 23,5 3,8 86,0 10,2 52,8 45,1 2 1,2
Hamburg 13,0 0,8 81,5 17,7 63,1 23,8 13,1 0.4
Niedersachsen 80,3 5.1 82,9 12,0 45,0 28,5 26,5 0,9
Bremen 10,1 8,9 58,1 32,7 24,7 F1:3 4,0 2.4
Nordrhein-Westfalen 128,0 2,0 83,1 14,9 32,3 29,1 38,6 0,6
Hessen sL.1 30 86,1 10,4 49,9 37,8 12,3 0,9
Rheinland-Pfalz 46,1 54 79,8 14,8 47,1 39,3 13,6 1.4
Baden-Wirttemberg 151,6 4.6 89,4 6,0 15,6 19,6 64,8 0.9
Bayern 116,3 6,2 81,6 12,2 23,6 314 45,0 1,0
Saarland 7.9 6,3 70,9 22,8 19,0 51,9 29,1 1,0
Berlin (West) 27,2 11,8 7315 14,7 46,3 43,4 10,3 1,2
Bundesgebiet 655,1 4,7 83,4 11,9 32,5 30,6 36,9 0.9
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— vor allem bei beabsichtigtem AbriBl etwa
infolge von stddtebaulichen Sanierungsma@-
nahmen oder wegen des Baus von Infrastruk-
tureinrichtungen; ;

— infolge der Erwartung einer héheren Ren-
dite durch den Neubau nach Abrifl oder durch
offentlich geférderte umfassende Modernisie-
rungen;

— bei ungesicherter Finanzierung einer Bau-
maBnahme nach Erteilung der AbriBgenehmi-
gung;

— bei Verzégerung der Umsetzung einzelner
Mieter in ein anderes, teilweise schon leerste-
hendes Gebdude wegen mangelnder Ersatz-
wohnungen;

— bei Nichterteilen einer AbriBgenehmigung
trotz bereits erfolgter Raumung;

— infolge Anderung der Planung einer Ge-
meinde;

— infolge Nichtbereitstellung oder Verzége-
rung offentlicher Férdermittel;

— bei spekulativen Verkaufserwartungen.

Der Bericht des Bundesbauministers ,Woh-
nungs- und stadtebaupolitische Hintergriinde
von Hausbesetzungen" beziffert die leerste-
henden Wohnungen im Bundesgebiet unge-
fahr auf 10 000, davon etwa 7 200 in Stadter-
neuerungsgebieten.

Neben der besonders gespannten Lage in Ber-
lin wurden Hauser in etwa 20 Stadten des Bun-
desgebietes-besetzt. Darunter sind GroBstédte,
wie Frankfurt, Miinchen, Stuttgart, Koln,

Niirnberg, Fiirth, Freiburg, Miinster und Gét-
tingen sowie mittlere und kleinere Stadte und
Gemeinden wie Detmold, Herford, Marburg,
Esslingen, Kirchheim/Teck und Memmin-
gen '6).

Besonders schlimm ist die Lage in Berlin
(West). Nach dem ,Bericht einer ressortiiber-
greifenden Arbeitsgruppe des Senats” vom
15. 1. 1981 sind von den 585000 Altbauwoh-
nungen in Berlin tiber 300 000 Wohnungen
aufgrund ihrer schlechten Bausubstanz mo-
dernisierungsbediirftig. Die Investitionsbe-
reitschaft der Eigentiimer — so der Bericht —
sei aufgrund der hdufig hohen Investitions-
summen und aufgrund mangelnder Rentabili-
tat der Investitionen sehr niedrig. Wenn Ei-
gentiimer aber investieren, ziehen sie rendi-
tetrachtige, durchgreifende Modernisierungs-
investitionen vor. Nach vorliegenden Informa-
tionen flihren die hiermit verbundenen ,Block-
entkernungen" zu einem jdhrlichen Verlust
von 3000 Wohnungen durch Abri. Dieser
Verlust an preiswerten Wohnungen durch Ab-
rib oder Modernisierung wird auf dem Berli-
ner Wohnungsmarkt wegen der auierordent-
lich geringen Neubautatigkeit kaum ausgegli-
chen.

In den Stédten des Bundesgebietes kommt es
jedoch erfreuerlicherweise mehr und mehr zur
Umorientierung in der Sanierungspolitik:
Statt AbriB und Flichensanierung, sprich
Kahlschlag, geht man jetzt weitgehend zur ,er-
haltenden Stadterneuerung’ oder ,Haus fiir
Haus-Sanierung" iiber.

Instrumente und Wege zur Beilegung der Krise:

Wenn man eine Art Bilanz der hier vorgenom-
menen Untersuchung iiber die Wohnungs-
raumsituation ziehen will, so kénnte man grob
zu folgendem Resumee gelangen: Nicht
Wohnraum, sondern billige Wohnungen sind
knapp. Schon die hier aufgezeigten wenigen
Beispiele zeigen, wie differenziert die Situa-
tion betrachtet werden muB. In Anbetracht
des akuten Wohnungsengpasses insbesondere
in den Ballungsrdumen sollte alles versucht
werden, leerstehende und vor allem zusatzli-
che Wohnungen wieder dem Markt zuzufiih-
ren. Aber wie?

Mit einem Verfechten der reinen marktwirt-
schaftlichen Position auf der einen und dem ir-
realen Wunsch nach totaler sozialer Absiche-
rung auf der anderen Seite sind die kompli-
zierten Probleme nicht zu 16sen. Zwar gibt das
bestehende gesetzliche Instrumentarium den
- Gemeinden ausreichend Mittel in die Hand,

31

ein Leerstehen von Wohnungen zu verhin-
dern. Aber ausschlieBlich dirigistische Bestim-
mungen und ZwangsmaBnahmen — das sei
gleich vorweg gesagt — sind wohl der falsche
Weg, Eigentiimer zur Vermietung ihrer Woh-
nungen anzuhalten. Was wir dagegen brau-
chen, ist ein stufenweises, in seinen Zielpro-
jekten und MaBnahmekatalogen sorgfaltig
aufeinander abgestimmtes Gesamtkonzept,
das sowohl die Wiederbelebung der Markt-
krdfte herbeifiihrt als auch die Beachtung der
sozialen Komponenten bei der Wohnungsver-
sorgung sicherstellt.

Zundchst soll kurz aufgezeigt werden, welche .
Handlungsméglichkeiten nach dem Stadte-

16) Siehe auch die Stellungnahme des Innenministe-
riums Baden-Wiirttemberg zu einem Antrag der
SPD im Landtag, Lt-Drs. 8/1035 v. 20.2. 1981, S. 2
(\Nutzung leerstehender Wohnungen").
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bau- und Wohnungsrecht fiir die Gemeinden
bereits bestehen. Danach sollen Losungsmo-
delle bzw. konkrete Vorschldge zur langfristi-
gen Beseitigung des partiellen Wohnungs-
mangels unterbreitet werden.

Wenden wir uns zuerst dem Instrumentarium
zu, mit dem den unterschiedlichen Ursachen
des Leerstehens von Wohnungen und damit
den Anldssen von Hausbesetzungen begegnet
werden kann.

Moéglichkeiten zur Verhinderung
des Leerstehens von Wohnraum

Zweckentfremdungsverordnung

Das Leerstehenlassen von Wohnungen ist
eine Zweckentfremdung, die nach Art.6 des
Mietrechtsverbesserungsgesetzes vom 4.11.
1971 in den von den Landesregierungen be-
stimmten Gemeinden der Genehmigung be-
darf. Von dieser gesetzlichen Ermadachtigung
hat die tiberwiegende Zahl der Lander bis auf
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und Saar-
land Gebrauch gemacht.

Als ZwangsmaBnahme zur Beseitigung einer
Zweckentfremdung ist ein BuBgeld bis zu ei-
ner Hoéhe von 20 000 DM zugelassen. Die Fra-
ge, ob — iiber die Verhdngung eines BuBigel-
des hinaus — das Gebot, die Wohnung als
Wohnraum wieder zu nutzen, verfiigt und da-
mit auch durchgesetzt werden kann, hat inzwi-
schen der Verwaltungsgerichtshof Baden-
Wiirttemberg in seinem Urteil vom 17. 12. 1980
— 6 S 722/80 — bejaht. Das Innenministerium
in Stuttgart wird dieses Urteil zum AnlaB neh-
men, um die Gemeinden nochmals auf diese
Moglichkeit hinzuweisen '?).

Beratung durch die jeweilige Stadt

Ankniipfend an die oben getroffene Feststel-
lung, wonach in ausgewiesenen Stadterneue-
rungsgebieten allenfalls kurzfristige Woh-
nungsleerstande festzustellen sind, 1dBt sich
verallgemeinernd festhalten, daB ein Weg zur
Vermeidung problematischer Leerstdnde
darin besteht, daB die jeweilige Stadt sich pla-
nend, beratend und betreuend der Innenstadt-
gebiete annimmt, in denen aufgrund der
schlechten Gebdudesubstanz, der Bevolke-
rungsstruktur oder der Immissionsbelastung
Leerstinde entstehen kénnen.

Den Kommunen erwéchst hier eine zusatzli-
che Aufgabe: Es geniigt nicht mehr, allein
durch Bebauungspline eine geordnete und

17) Siehe Stellungnahme ,Nutzung leerstehender
Wohnungen", Lt-Drs. 8/1035 v. 20. 2. 1981, S. 3 (Ba-
den-Wiirtembergischer Landtag).
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sinnvolle stddtebauliche Entwicklung vorzu-
zeichnen; geboten ist in kritischen innerstadti-
schen Quartieren — oft ganz unabhdngig von
der Bauleitplanung — ein kommunales Tatig-
werden. Das Erfordernis eines aktiven Enga-
gements ist aus den férmlichen Stadterneue-
rungsverfahren bekannt. Dieses Engagement
der Stddte sollte aber — wie die Entwicklung
zeigt — uber die gefoérderten und in Gesetz
und Richtlinien umschriebenen Stadterneue-
rungsmaBnahmen ausgedehnt werden, um
Wohnungsleerstinde und andere Fehlent-
wicklungen zu minimieren.

Die Innenministerien koénnen hierbei die
Stddte bei der Bewiltigung dieser nach Art
und Umfang relativ neuen Aufgabe beraten
und unterstiitzen, indem z. B. unter Einschal-
tung der Verwaltungs- und Wirtschaftsakade-
mien und in Zusammenarbeit mit dem Stédte-
tag sowie dem Gemeindetag jdahrlich mehrere
Fortbildungsveranstaltungen angeboten wer-
den, in denen rechtliche, finanzielle und prak-
tische Durchfiihrungsprobleme unter Einbe-
ziehung der im Antrag genannten Rechtsin-
strumente erortert werden.

Dariiber hinaus gibt es die Instrumente des
Bauaufsichtsrechts und Wohnungsaufsichts-
rechts, das Modernisierungs- und Instandset-
zungsgebot, die Méglichkeit von der Erhal-
tungssatzung nach dem Bundesbaugesetz so-
wie das Verkaufsrecht nach dem BBauG.
Diese Instrumente anzuwenden, ist oft schwie-
rig, weil jede gegebene Situation wiederum
nur individuell 18sbar erscheint und die Ge-
setze somit schlecht anwendbar sind.

Vorschlige fiir die Linderung der
Wohnraumbeschaffungsprobleme
in den Ballungsraumen

Zur Belebung der vorhin angesprochenen
Marktkrdfte bei der Wohnraumversorgung
sind mehrere MaBnahmen erforderlich. Die
erforderliche Kurskorrektur nach diesem ,So-
wohl-als-auch-Prinzip” muB folgende Ziele in
Auge haben:

— Mehr Entfaltungschancen fiir die markt-
wirtschaftlichen Krifte durch Schaffung ver-
niinftiger, unbiirokratischer und langfristig be-
rechenbarer Rahmenbedingungen;

— mehr Hilfe zur Selbsthilfe im Sinne einer
verbesserten Eigentumsférderung;

— mehr soziale Treffsicherheit durch eine
zielgruppenorientierte Mischung aus Objekt-
und Subjekt{érderung;

— eine auf stddtebauliche und siedlungs-
strukturelle Erfordernisse ausgerichtete Mo-
bilisierung von Baulandreserven, die das vor-
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handene bodenrechtliche Instrumentarium
durch Anwendung auf die vorhandenen Még-
lichkeiten der Siedlungsstrukturen konse-
quent niitzt.

Die Riickkehr zu marktwirtschaftlichen Ver-
hdltnissen kann im Grunde nur in der Aufhe-
bung des unpraktikablen Vergleichsmietensy-
stems bestehen. In ihrem ,Kommentar zu den
mietrechtlichen Vorschriften des Biirgerli-
chen Gesetzbuches und zum Zweiten Wohn-
.raumkiindigungsschutzgesetz® kommen die
Professoren Dr. Volker Emmerich (Bielefeld)
und Professor Dr. Jiirgen Sonnenschein (Kiel)
zu der SchluBfolgerung, es widre besser gewe-
sen, der Gesetzgeber hidtte 1975, anstatt das
mibgliickte Erste Wohnraumkiindigungs-
schutzgesetz zu verlangern, die Mietzinsbil-
dung wieder ganz dem freien Spiel von Ange-
bot und Nachirage iiberlassen, dafiir aber die
inflatorischen Tendenzen energisch bekdampft
und vor allem alles getan, um das Angebot an
Mietwohnungen zu vermehren: ,Die blofle
Verwaltung des Mangels hat noch nie dazu ge-
tiihrt, daB auch nur eine einzige Wohnung auf
den Markt kommt."

Praktikables Mieterh6hungsverfahren
notig

In der Wohnungsversorgung bestehen re-
gionale und zielgruppenbezogene Engpdsse,
obwohl der Wohnungsmarkt an sich stati-
stisch ausgeglichen ist. Andererseits stehen
derzeit in groBer Zahl Wohnungen leer — sei
es als Zweitwohnungen fiir das eventuelle Stu-
dium der Kinder fiir spatere Zeit vorgehalten
(in Miinchen ca. 20% Zweitwohnungen) oder
zum Ubernachten fiir auswirts Wohnende
z. B. nach einem Theaterbesuch in der GroB-
stadt. Wohnungen also in Reservehaltung —
oder fehlbelegt. Der frei finanzierte Miet-
wohnbau ist zum Erliegen gekommen. Der pri-
vate Eigenwohnbau, derzeit die einzige Kon-
junkturstiitze im Wohnungsbau, kann die Bau-
und Bedarfspreissteigerungen nur noch
schwer verkraften. Daher ist es notwendig,
durch einen stufenweisen Ubergang in eine
sozial abgesicherte Wohnungswirtschaft die
Staatsquote im Wohnungsbau zu senken.

Hierzu sind die Verbesserung des Investi-
tionsklimas und die Rendite im Mietwohnbau
unverzichtbar. Folgende MaBnahmen stehen
bereits in der Diskussion oder sind denkbar:

— An die Stelle des Vergleichsmietensy-
stems sollte die Einfiihrung eines fiir Mieter
und Vermieter nicht mit unzumutbaren Risi-
ken behaftetes Mieterh6hungsverfahren tre-
ten, das es dem Vermieter ermoglicht, auf-
‘grund freier vertraglicher Vereinbarungen die
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jeweilige Marktmiete fiir seine Wohnung zu
erzielen, die er nach der erklarten Absicht des
Gesetzgebers auch erzielen darf. Dabei muB es
zur Begriindung eines Mieterh6hungsverlan-
gens aber geniigen, wenn der Vermieter eine
auf die allgemeine wirtschaftliche Entwick-
lung und auf die Erfordernisse des Mietob-
jekts bezogene Grundlage gibt, die nicht abwe-
gig ist und die im Streitfall einer richterlichen
Nachpriifung standhdlt.

— Es kommt hinzu, daB dem sozialen Frieden
zwischen Mietern und Vermietern durch die
jetzige Regelung schon allein deswegen nicht
gedient ist, weil die Fristen des Gesetzes den
Vermieter geradezu zur Klageerhebung zwin-
gen. Den juristischen Erwdgungen, die dieser
Konstruktion des Gesetzes zugrunde liegen,
stehen nicht nur die Mietparteien zunehmend
verstdndnislos gegeniiber. Den Erfordernissen
eines auf Partnerschaft gerichteten Miet-
rechts wird das Zweite Wohnraumkiindi-
gungsschutzgesetz ebenfalls in keiner Weise
gerecht.

Von einem Verzicht auf das Vergleichsmie-
tenprinzip ist keineswegs eine besonders
starke Steigerung der Mieten zu befiirchten.
Die Bundesregierung hat selbst immer wieder
die Auffassung vertreten, vor allem die Markt-
situation bremse die Aufwartsentwicklung
der Mieten. Wenn das so ist, kann die Aufhe-
bung des jetzigen Mietanhebungsverfahrens
aber nicht bedeuten, daB damit ein untragba-
res Risiko fiir die Mieter verbunden ist. Auf
der anderen Seite kann es nach ilibereinstim-
mender Meinung in der Wohnungswirtschaft
keinen Zweifel daran geben, daBl dem Vermie-
ter durch das Mietrecht praktisch die Chance
verwehrt wird, die wirklich marktgerechte
Miete auch nur suchen zu kénnen. Genau dies
aber muBl gewdhrleistet sein, wenn sich pri-
vate Anleger wieder dem Gedanken zuwen-
den wollen, Geld in den Bau von Wohnungen
fir andere zu stecken.

— Konzentration der Férderung neuer Sozial-
wohnungen auf kinderreiche Familien, Allein-
erziehende, Schwerbehinderte, Spataussiedler
und dltere Menschen, die nur schwer in der
Lage sind, sich am Markt zu zumutbaren Prei-
sen mit Wohnraum zu versorgen.

— Kombination der Moglichkeiten fiir steu-
erpflichtige Bauherren (Bauherrenmodell) mit
offentlichen Wohnungsbauférdermitteln un-
ter Beibehaltung der Bindungen des sozialen
Wohnungsbaus.

Die Diskussion in den Parteien,
Gegensatz Bundesregierung — Opposition

Unbestritten ist in der cerzeitigen Diskussion,
auch unter den politischen Parteien, der Mi-
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sere am Wohnungsmarkt durch eine stirkere
Hinwendung zum Markt zu begegnen. So ist
es nicht verwunderlich, da die Vorschlige
der Bundesregierung in vielen Details denen
der Opposition im Bundestag dhneln, wenn sie
auch in ihrer Grundkonzeption mehr dem
Staat als dem Markt vertraut'®). Dennoch be-
stehen Differenzen zwischen der CDU/CSU
und FDP einerseits und der SPD anderer-
seits.

Waihrend die Bundesregierung 60000 neue
Wohnungen tiber ein Sofortprogramm bauen
lassen mochte — wobei die Finanzierung an-
gesichts der angespannten Haushaltslage und
der starken offentlichen Verschuldung véllig
fraglich ist —, beflirworten die Union und die
FDP vor allem die

— Erhéhung der degressiven Abschreibung
fir Wohngebdude in der ersten 12jdhrigen Ab-
setzungsperiode von 3,5 auf 5% (Bayr. Staatsre-
gierung: auf 8% in den ersten 4 Jahren);

— eine Verdoppelung der Abschreibungs-
héchstbetrdge nach § 7b EStG in der Weise,
daB Ehegatten mit mindestens einem Kind die
ihnen fiir insgesamt zwei Objekte zustehen-
den Hochstbetrdge auf ein Objekt konzentrie-
ren kénnen;

— eine Beseitigung der Stichtagsgrenzen fir
die Forderung von Ausbauten und Erweite-
rungen nach § 7b Abs. 2 EStG und Einfiihrung
einer Fristenregelung, wonach Ausbau und Er-
weiterungen dann beglinstigt sind, wenn seit
der Anschaffung und Fertigstellung des Ge-
bdudes mindestens acht Jahre vergangen
sind;

— eine Erhéhung des kinderbedingten Pra-
miensatzes bei der Wohnungsbauprimie um
einen Prozentpunkt fiir jedes Kind.

Die degressive Abschreibung von 3,5% auf 5%
ist auch ein Gesetzesinitiativ-Vorhaben der
Bundesregierung'®). Mit dem wohnungspoliti-
schen Gesetzespaket beschloB die Bundesre-
gierung u.a. auch die Einfiihrung der ,Staffel-
miete", die von den Verbdnden der Wohnungs-
wirtschaft und des Kreditgewerbes begriiBit
wird. Dieser Schritt allein reicht jedoch nach
Auffassung dieser Verbdnde nicht aus, um das
gestorte Investitionsklima nachhaltig zu ver-
bessern. Sie sprechen sich daher fiir die Staf-
felmiete nicht nur fiir Neubau, sondern auch

'8) Vgl. dazu: ,Unions-Programm fiir den Woh-
nungsbau', in: SZ v. 15, 5. 1981; ,FDP will ein anderes
Wohnungsbau-Konzept, gegen ein Sonderpro-
gramm fiir 60 000 Sozialwohnungen®, in: SZ v. 14. 5.
1981, S. 29; ,Bis 1985 rund 60 000 zusdtzliche Woh-
nungen', in: SZ v. 7. 5. 1981, S. 25; Handelsblatt v. 6. 4.
1981: ,Bayer. Vorschlédge fiir Investitionsschub",

'9) Siehe dazu: ,Ein Sonderprogramm von 30 000
Wohnungen oder Erhéhung der Abschreibung’, in:
FAZ, Nr. 100 v. 30. 4. 1981, S. 13.
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fiir den Wohnungsbestand aus. Der Deutsche
Mieterbund befiirchtet dagegen, daB mit der
Zulassung periodischer Mietsteigerungen das
Vergleichsmietenprinzip umgangen wird.

Umwandlung von Mietwohnungen
in Eigentumswchnungen

Das Bonner Institut fiir Stadtebau und Woh-
nungswirtschaft pladiert fiir eine Rickkehr
zur Vertragsmiete, die in Anlehnung an das
Erbbaurecht erhéht werden soll 2%). Im Bundes-
rat hat das Land Berlin eine von allen Parteien
des Abgeordnetenhauses getragene Gesetzes-
initiative ergriffen, den Mieterschutz fiir be-
stimmte Personengruppen in Mietwohnun-
gen, die in Eigentumswohnungen umgewan-
delt werden sollen, zu verstdirken?'). Was in
Berlin besonders dringlich geworden sei,
meinte der Senator fiir Bau- und Wohnungs-
wesen, treffe auch auf die groBstddtischen Bal-
lungsrdume im Bundesgebiet zu. Den Mietern
miisse die Angst genommen werden, durch
eine Eigenbedarfskiindigung des Wohnungs-
eigentiimers aus der Wohnung verdringt zu
werden. Dem widersprach der rheinland-pfdl-
zische Finanzminister Gaddum im Bundesrat.
Er bezweifelte, daB der vorgeschlagene Weg
die Probleme lésen werde, vielmehr ver-
schérfe er sie. Auch die Hauseigentiimer wie
die Banken haben gegen die Berliner Bundes-
rats-Initiative Bedenken. Damit — so meinen
sie — werde der Eigentumsbegriff ausgehohlt;
sie argumentieren, daB mit einem derartigen
Pauschalschutz der Mieter ohne Riicksicht auf
deren finanzielle Verhdltnisse eine neue Art
von Fehlbelegung geschaffen werde ??).

Die Bundesregierung hat mittlerweile be-
schlossen — wie {librigens in der Regierungs-
erkldrung auch angekiindigt?’) —, den Mie-
tern die Méglichkeit einzurdumen, mit Hilfe
von Bausparvertrigen ihre eigenen Wohnun-
gen zu modernisieren.

Losungsvorschlige gegen die Fehlbelegung
von Sozialwohnungen

Am heftigsten umstritten ist unter den Par-
teien die Losung des Fehlbelegungsproblems
von Sozialwohnungen, in denen mittlerweile

20) Dazu: ,Riickkehr zur Vertragsmiete vorgeschla-
gen: Stadtebauinstitut: Mieten sollen nach dem Erb-
baurecht erhoht werden®, in: SZ v. 22. 4. 1981.

21) Vgl. dazu: ,Berliner Initiative im Bundesrat ge-
gen Spekulation mit Wohnungen', in: Das Parla-
ment, Nr. 19 v. 9.5. 1981, S. 1.

22) Siehe: ,Ein Sonderprogramm von 30 000 Woh-
nungen?’, in: FAZ Nr. 100 v. 30. 4. 1981, S. 13.

23) Vgl. dazu: Parl. Staatssekretér Rolf Bhme, Aktu-
elle Probleme der Finanz- und Steuerpolitik, in: Bul-
lsetin der Bundesregierung Nr.43 v. 13.5. 1981,

.373.

34



gut verdienende Mieter ohne Entwicklung ei-
ner Sozialverpflichtung ihres Gewissens woh-
nen. Innerhalb der Koalition denkt man an
eine Fehlbelegungsabgabe auf Sozialwohnun-
gen. Die Opposition wiederum schreckt der
gewaltige Verwaltungsaufwand, der damit
verbunden wire.

In der Tat wire nach einhelliger Auffassung
wegen der angespannten Haushaltslage und
der hohen Staatsquote eine Fehlbelegungsab-
gabe die schlechteste Losung ?%). Sie wire eine
Art Zusatzsteuer und schon deshalb abzuleh-
nen, weil die 6ffentlichen Kassen damit wie-
der ein biBchen mehr vom privaten Sektor fiir
ihre Zwecke abzweigten. Der soziale Woh-
nungsbau bedarf vielmehr einer grundlegen-
den Anderung: Wie wire es, wenn wir den
Grundsatz des lebensldanglichen Sozialschut-
zes aufgdben und zu einer Sozialmiete auf Zeit
kdmen? Jeder Sozialmieter kénnte nur eine
bestimmte Zeitspanne von beispielsweise fiinf
oder zehn Jahren mit der verbilligten Miete
rechnen. Danach lauft der Sozialtarif automa-
tisch aus. Der Mieter hat die Wahl, sich auf
dem freien Markt eine Wohnung zu suchen
oder in der Sozialwohnung zu bleiben, dann
aber die Marktmiete zu zahlen. Besteht die so-
ziale Bedirftigkeit auch nach dem Zeitablauf
weiter, kann der Mieter eine Verlingerung
des Sozialtarifs beantragen. Praktisch liefe das
nur auf eine Umkehrung der Beweislage hin:
Nicht der Staat muB Einkommenspriifungen
vornehmen, um seine Fehlbelegungsabgabe
einzuziehen, sondern der Mieter muB}, wenn er
den automatisch auslaufenden Sozialtarif be-
halten will, unter Darlegung seiner Einkom-
mens- und Familienverhdltnisse einen Verldan-
gerungsantrag stellen.

Die Probleme des Wohnraummangels sind be-
sonders in den GroBstadten evident. Losungs-
ansdtze sind in der Diskussion, der Hand-
lungsspielraum der 6ffentlichen Hinde — was
die Neufinanzierung von zusitzlichen Wohn-
bauprojekten groBen Stils angeht — jedoch ge-
ring. Der Bauboden ist ebenfalls in dem Aus-
maB nicht mehr vorhanden. Die drgsten Ver-
sdumnisse konnen allerdings durch Ausbau-
maBnahmen der Speicher in Wohnblécken
und Einfamilienhdusern sowie durch ziigige
BauliickenschlieBung in Angriff genommen
werden. Dazu miiBten baurechtliche Vor-

%) Vgl. dazu etwa: Arno Surminski, ,Umkehr in der
Wohnungspolitik’, in: FAZ v. 18. 4. 1981.
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Die dadurch entstehende Unruhe auf dem
Markt fiir Sozialwohnungen ist erwiinscht. Sie
fiihrt auch nicht zu existentiellen Notlagen,
weil die sozial Schwachen weiterhin ihren So-
zialtarif behalten diirfen. Wohl aber kdmen
aus dieser Unruhe betrachtliche Impulse fiir
den Wohnungsbau. Und wir hdtten die GewiB-
heit, daB den Sozialtarif fiir Wohnungen dann
wirklich nur noch wirklich Bediirftige in An-
spruch ndhmen.

Vorschlag Sozialpfandbrief

Um den Sozialwohnungsbau zu beleben ?S),
wurde die Einfiihrung des Sozialpfandbriefs
erneut in die Diskussion gebracht. Zur Finan-
zierung des Sozialwohnungsbaus miissen be-
trachtliche Mittel aufgebracht werden. Der So-
zialpfandbrief mit zehn bis fiinfzehn Jahren
Laufzeit kénnte dazu ein wichtiges Finanzie-
rungsinstrument sein: Einmal wiirden hier
Mittel mobil gemacht, die die 6ffentliche Hand
am geringsten belasten wiirde. Durch die we-
sentlich kiirzere Laufzeit gegeniiber fritheren
Pfandbriefen mit 30—35 Jahren Laufzeit ergibt
sich eine hohere Effektivitit.

Bei einer 80 qm groBen Wohnung, die ca.
200 000 DM kostet und zu 80% mit Fremdkapi-
tal finanziert wird, errechnet sich bei 55%
Zins fiir den Sozialpfandbrief eine monatliche
Belastung fiir Kapitaldienst und Bewirtschaf-
tungskosten von 14,83 DM je qm, wogegen es
bei einer heute iiblichen Fremdkapitalverzin-
sung von 11% runde 24 DM sind. Setzt man die
beschéftigungspolitischen Effekte des Sozial-
pfandbriefes in die Rechnung ein und ver-
gleicht man sie mit den EinbuBen fiir den Fis-
kus, so féllt die Modellrechnung fiir den Fis-
kus unter dem Strich positiv aus.

Zusammenfassung

schriften gedndert werden. Neben den steuer-
rechtlichen MaBnahmen zur Anreizschaffung,
der Einfithrung der Staffelmiete und Foérde-
rung des sozialen Wohnungsbaus sind zwei
wesentliche Faktoren unerldBlich, soll die
Wohnraumversorgung in den Verdichtungs-
gebieten sich bessern:

— Einmal miissen wir, wie unsere Vorfahren
auch, bereit sein, mehr Einkommen fiir die

**) Der ehemalige Vorstandsvorsitzende des ge-
werkschaftseigenen Wohnungsbaukonzerns Neue
Heimat, Albert Vietor, nannte in einem SZ-Ge-
sprdach zur Behebung des Wohnungsmangels die er-
forderliche Anzahl von 100000 Sozialwohnungen
jahrlich fiinf Jahre lang. Siehe SZ: Nr.93 v. 23. 4.
1981, S. 26.
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Mieten und Einkommen
Anstieg 1975 — 1980 in %

(Bundesdurchschnitt) Egpoverdienste
Altbauwohnungen Arbeitnehmer
Sozialwohnungen +i30,1:
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Miete auszugeben. Der Sachverstdndigenrat
fordert in seinem Jahresgutachten 1980 zu
" Recht, daB ,auch fiir die Wohnung im Prinzip
gelten soll, fiir ein Gut zu bezahlen, was es ko-
stet und es bereitzustellen”. Nur ungern lassen
sich die von wohlieilen Wahlkampfparolen
(das Wohnen sei ein ,Gut besonderer Art") ver-
fiihrten Betroffenen daran erinnern, daB bei-
spielsweise unsere GroBeltern in der viel zi-
tierten und von den meisten Mitbilirgern zum
Mafstab aller Dinge erkldrten ,guten alten
Zeit" durchweg ein Viertel ihres monatlichen
Nettoeinkommens fiir den Mietzins ertibrigen
mubBten.

Demgegeniiber nimmt sich die unldngst vom
Statistischen Bundesamt fiir heute errechnete
durchschnittliche Mietbelastung von unter
15 Prozent des Monatseinkommens noch ge-
radezu bescheiden aus. Es soll und kann kei-
neswegs in Abrede gestellt werden, dab es jen-
seits der genannten Durchschnittsbelastung
hier und da mietwucherische Exzesse gibt, die
jedoch von Mietern wie auch Vermietern glei-
chermaBen an den Pranger gestellt werden.
Aber vielleicht tragt der Hinweis einer ange-
sichts der Lohn- und Gehaltssteigerungen ge-
geniiber friiher nahezu halbierten durch-
schnittlichen Mietbelastung dazu bei, die von
klassenkdmpferischen Parolen begleitete ge-
genwartige Diskussion um Wohnraum und
Mietaufwand wieder auf den Boden sachlicher
Wertvorstellungen zuriickzufiihren.
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— Zum anderen miissen wir mit dem Baubo-
den geizen: Eine Vielfalt von verschiedenen
lockeren Siedlungseinheiten, die untereinan-
der in keiner Beziehung stehen, kénnen wir
uns nicht mehr leisten. Das Recht leistet leider
bei uns dieser unguten Zersiedlung noch Hil-
fe: Durch Baustaffel und Bauordnung werden
zwar Richtlinien zur Einhaltung des Umge-
bungscharakters gesetzt, doch sehen die Ldn-
derbauordnungen Abstandsflichen vor, die
zur Grundstiicksgrenze des Nachbarhauses
eingehalten werden miissen. Anstatt die Ge-
bdude untereinander in Beziehung zu bringen,
werden sie flichenaufwendig auseinanderge-
setzt. Die Gestaltung des Einzelhauses erfolgt
auBer der festgelegten Héhe und Nutzungszif-
fern nach den Nachbarschaftsabstinden. Eine
schematisch definierte Festsetzung der Ab-
standsflachen zum Nachbarn bestimmt also
unsere Bebauungsplédne, ohne einer qualitati-
ven rdaumlichen Zuordnung unter flachenspa-
renden Aspekten Rechnung zu tragen. Nach
dieser Wertorientierung ist ein Bebauungs-
plan dann gut, wenn alle Abstandsfldchen kor-
rekt eingehalten sind. Was Wunder, wenn ge-
rade durch dieses flichenaufwendige Bebauen
in der Vergangenheit Bauboden zu groBziigig
geopfert wurde.

Dieser Gedankengang und die Intention zu ei-
nem flichensparenden Bauen begegnen sich
hier in der Méglichkeit der Kombination von
Atriumbauweise mit preisgiinstiger Gestal-
tung. Will ein junges Paar in den Genub eines

1980 ]

Grundstiickspreise
Ein Quadratmeter baureifes Land
kostete in DM
in
Ballungs-
gebieten

(3.vj)

1978

im Bundesdurchschnitt

36




eigenen Heimes gelangen, muB es aus Kosten-
grinden ein einfaches Haus sein. Es kann
dann getauscht werden gegen ein gréBeres,
wenn spdter die Kinder groBer sind, und es
kann noch einmal getauscht werden gegen ein
kleineres, bequemeres, wenn die Kinder aus
dem Haus sind. Das totale Engagement einer
Familie bis zum Lebensende nach dem ,Burg-
denken" macht Wunschdnderungen, die not-
wendigerweise im Laufe der Zeit gehegt wer-
den, im allgemeinen unerfiillbar; denn ein jun-
ges Ehepaar kann nicht ein Haus unter dem
Motto kaufen: ,Wenn wir einmal Kinder ha-
ben, miissen wir mehrere Raume haben” und
spater: ,Wenn die Kinder aus dem Haus sind,
wollen wir nicht mehr ein so groBes Haus."
Dieser Zustand fiihrt zwangsldufig dazu, daB
der Gedanke, ein Haus habe Generationen zu
iiberdauern, tiberpriift werden sollte. Hand in
Hand mit einer flexiblen Fertigbauweise muB
der Trend zur Flicheneinsparung im Umland
der Stddte und Dérfer endlich in das BewuBt-
sein der verantwortlichen Kommunalpolitiker
Eingang finden, soll Boden nicht mehr und
mehr unwiederbringlich verschwinden. Um
neue Losungen zu flexibleren, den verschiede-
nen Generationsbediirfnissen addquaten und
landschaftsschonenden Bauweisen zu finden,
konnten Wettbewerbe fiir Bauten hoher
Wohndichte mit Mitteln der o&ffentlichen
Hand unterstiitzt werden.

Alle diese Vorschlage sind nicht von heute auf
morgen zu realisieren. Aber wir miissen damit
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beginnen, die Probleme anzupacken, bevor sie
uns in noch stiarkerem MaBe als bisher einho-
len.

Wir haben zwar nicht generell eine Woh-
nungsnot, aber partiell in einigen Ballungsrau-
men. Dort sind Hausbesetzungen als Signal
der Unzufriedenheit von Teilen der Jugend
und als eine Herausforderung fiir Bund, Lan-
der und Gemeinden zu sehen. Das Problem
darf nicht auf die leichte Schulter genommen
werden. Nicht nur die offentlichen Hénde
kéonnen einen betrdchtlichen Teil zur Pro-
blemlésung in den Ballungsréumen beisteu-
ern, sondern auch die Bevdlkerung selbst.
Mehr Bescheidenheit bei den Wohnraumwiin-
schen auf der einen Seite — vor allem unter
der Jugend — und ein hoherer solidarischer
Beitrag durch die dltere Generation sind jetzt
erforderlich. Viele alleinstehende oder dltere
Menschen kénnten — nachdem die Kinder
aus dem Haus sind und eigene Haushalte ge-
grindet haben — durchaus Wohnraum ver-
mieten und damit zur Entlastung auf dem be-
drangten Wohnungsmarkt beitragen. Wenn
wir wieder mehr gegenseitiges Entgegenkom-
men und Gesprach statt Abkapseln zwischen
den teilweise entfremdeten Generationen
praktizieren und alle Beteiligten sich Miihe
geben, braucht die derzeitige EngpalBsituation
auf dem Wohnungsmarkt der groBen Stadte
nicht unsere demokratische Ordnung zu er-
schiittern.
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Dietrich Sperling: Gebaute Umwelt und soziales Verhalten. Die Bedeutung
der gebauten Umwelt fiir das Zusammenleben der Menschen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/82, S. 3—10

Die Gestaltung von Gebduden und ihre Anordnung und Zuordnung zueinander sind nicht
nur Ausdruck von Lebensweise und Kultur einer Gesellschaft, sondern beeinflussen auch
das Verhalten der Menschen und ihre Lebensbedingungen. Diesem Wissen um die grund-
siafzliche Bedeutung der gebauten Umwelt fiir die Bedingungen des menschlichen Zusam-
menlebens stehen jedoch keine entsprechenden Kenntnisse liber Art und Umfang der Aus-
wirkungen und iiber die Zusammenhidnge von gebauter Umwelt und sozialem Verhalten
gegeniiber. Viele groBe Massensiedlungen der Nachkriegszeit sind ohne sozialwissen-
schaftliche Uberlegungen und Kenntnisse geplant worden.

Eine der haufig vertretenen, aber irrefihrenden Thesen ist die vom direkten Zusammen-
hang von Kriminalitat und Hochhdusern. ,Soziale Tatsachen" haben jedoch immer eine
Vielzahl von Ursachen und stehen in verflochtenen Wechselwirkungen. Forschungen ha-
ben z. B. ergeben, daB die soziale Integration der Bewohner nicht mit der Wohndichte in ei-
nem direkten Zusammenhang steht. Sie ist sowohl bei Hochhédusern als auch bei klassi-
schen Siedlungen aus freistehenden Einfamilienhdusern geringer als im sogenannten ver-
dichteten Flachbau auf kleinen Grundstiicken. Auch die Qualitdt des Wohnumfeldes hat
ganz entscheidende Bedeutung fiir die Bewertung der Wohnverhéltnisse. So sind etwa die
spezifischen Strukturen alter Wohngebiete fiir ihre einkommensbenachteiligten Bewohner
bei der Bewiltigung ihrer sozialen Lage hilfreich. Deshalb sollten bei Sanierungen unver-
meidbare Umsetzungen innerhalb des Quartiers vorgenommen werden.,

Fiir eine gezieltere und den Bediirfnissen besser entsprechende Stidtebau- und Sanie-
rungspolitik ist weitere Forschung unerldBlich. Die Beteiligung der Betroffenen und Nutzer
bei Planungsprozessen mub verstirkt werden. Wesentliches Element von Wohnumfeldver-
besserungen ist die Verkehrsberuhigung, die Riickgewinnung der Strafie als Lebensraum
fiir alle Generationen.

Stadtebauliche Aufgaben sind heute weitgehend Stadtumbau, Sanierung und Modernisie-

rung als gemeinsame Gestaltung der gemeinsam zu nutzenden Umwelt durch die Biir-
ger.

Uwe Waullkopf: Wohnungsbau und Wohnungsbaupolitik in der Bundes-
republik Deutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/82, S. 11—25

Es gibt heute im Bundesgebiet ca. 14 Mio. Mietwohnungen und 9,5 Mio. Eigenheime. Von
den Mietwohnungen wurden knapp 5 Mio. bis 1948 errichtet; von den danach gebauten
Wohnungen sind etwa 4 Mio. Sozialmietwohnungen.

Dieser Wohnungsbestand reicht im groBen und ganzen aus, um alle Haushalte mit Woh-
nungen zu versorgen. Allerdings gibt es noch sogar zunehmend Versorgungsengpisse auf
einigen Teilmdrkten, vor allem in Ballungsgebieten auf Markten fiir Bezieher niedriger Ein-
kommen. Auf diesen EngpaBBmérkten besteht das Angebot vor allem aus Altbaumietwoh-
nungen und Sozialmietwohnungen. Diese Wohnungen sind hédufig fiir eine angemessene
Wohnungsversorgung grofler Familien zu klein. Besonders alte Menschen und Ausldnder
leben vielfach auch noch in zu schlecht ausgestatteten Wohnungen.

Zunehmend in den Vordergrund riickt dariiber hinaus das Problem der zu hohen Mietbela-
stung bei unteren Einkommensschichten. Je niedriger das Einkommen eines Haushalts ist,
desto hoher ist der Durchschnitt seiner Mietbelastung: Bezieher héchster Einkommen zah-
len im Schnitt weniger als 10 %, Bezieher niedrigster Einkommen mehr als 25% ihres
Nettoeinkommens fiir die Miete. Wohngeld vermag untragbare Mietbelastungen nur teil-
weise aufzufangen.

Da in den ndchsten zehn Jahren die Zahl der Haushalte noch wachsen wird und insbeson-
dere auf Gruppen wie Rentner, Arbeitslose und Auslinder besondere Wohnungsprobleme
zukommen werden, miissen die Parteien wohnungspolitische Konzeptionen entwickeln,
die einerseits das vorhandene Subventionsvolumen von ca. 20 Mrd. DM jihrlich gezielt
dort Hir Neubauanreize einsetzen, wo die Marktengpisse und Versorgungsdisparitdten be-
sonders groB sind. Andererseits muB der Disparitdtsabbau hauptsachlich durch eine Woh-
nungsbestandspolitik erfolgen, bei der insbesondere der Sozialwohnungsbestand, aber
auch die Altbaumietwohnungen gezielt fiir sozialpolitische Ziele nutzbar gemacht wer-
den. p



Dietmar Gorgmaier: Haben wir wieder eine Wohnungsnot?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10/82, S. 26—37

Die Probleme des Wohnraummangels sind besonders in den GroBstddten, aber vereinzelt
auch in Mittelstddten in der letzten Zeit akut geworden. Die spektakuldren Hausbesetzun-
gen vor allem im Jahr 1981 haben gezeigt, daB gie offentlichen Verwaltungen der Problema-
tik der Wohnungsnot und der leerstehenden Hauser bisher zu wenig Aufmerksamkeit ge-
schenkt haben. Haufig wurden erst in den letzten Monaten die leerstehenden Hauser er-
mittelt und iiberpriift.

Die vorliegende Untersuchung zeigt, daBl das vorhandene Instrumentarium zur Behebung
des Wohnraummangels hédufig stadtebaulich und nicht wohnungswirtschaftlich orientiert
ist. Es muB daher im einzelnen iiberpriift werden, ob hier durch Rechtsinderungen eine
Verbesserung erreicht werden kann (z. B. unter bestimmten Voraussetzungen befristete
Mietvertrage, voriibergehende Nutzung leerstehender Wohnungen im Rahmen &ffentlich-
rechtlicher Nutzungsverhidltnisse). Weiter werden in dem Beitrag eine Reihe von Losungs-
moglichkeiten unterbreitet, die von der besseren Koordinierung kommunaler Entwick-
lungs- und Erneuerungsstrategien tiber den Wohnungsbau aktivierende MaBnahmen (So-
zialpfandbrief, Entgegenwirken der Fehlbelegung von Sozialwohnungen) bis zur kurzfristi-
gen und nachhaltigen Verbesserung des Wohnungsangebots in Verdichtungsraumen rei-

chen.

Aber auch das Zurtickschrauben der Wohnraumanspriiche in weiten Kreisen der Bevélke-
rung sowie ein héherer Solidarbeitrag durch die dltere Generation, ndmlich Wohnraum zu
vermieten, konnten zur Linderung der Wohnungsnot in bestimmten Ballungsraumen bei-
tragen. Insgesamt ist festzustellen, daB man von einer Wohnungsnot nur in bestimmten
GroBstddten sprechen kann, von der Berlin, Hamburg, Miinchen und Stuttgart besonders

betroffen sind.




	Gebaute Umwelt und soziales Verhalten Die Bedeutung der gebauten Umwelt für das Zusammenleben der Menschen
	Wir wissen zu wenig über die Auswirkungen der gebauten Umwelt auf das menschliche Verhalten 
	Kurzschlüsse: Das Beispiel Kriminalität und Hochhäuser 
	Was die Forschung bisher erbracht hat 
	Es besteht weiterer Forschungsbedarf 
	Menschliche Wohnungsbedingungen und die Politik 
	Übersicht der ausgewählten Literatur 

	Wohnungsbau und Wohnungsbaupolitik in der Bundesrepublik Deutschland
	I. Entwicklung des Wohnungsbaus seit dem Kriege 
	II. Die jetzige Lage auf den Wohnungsmärkten 
	III. Wohnungspolitik am Ende? 

	Haben wir wieder eine Wohnungsnot? Die Situation am Wohnungsmarkt
	Die Gründe für die Wohnungsnot in den Innenstadt-und Stadtrandgebieten 
	Instrumente und Wege zur Beilegung der Krise 
	Zusammenfassung 


